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23         XIV.  Vorzüge des Alternativentwurfes

Inhaltsverzeichnis Alternativentwurf

I.  Vorbemerkungen

1.  Einleitung

Neben meiner beruflichen Tätigkeit beschäftige ich mich mit der internationalen Staatenpraxis der Seeunfallunter- suchung in rechtsvergleichender Darstellung zum deut- schen Seeunfalluntersuchungsrecht und beobachte mit Interesse die Diskussion über die Reform des geltenden Seeunfalluntersuchungsgesetzes (SeeUG) vom 06.12. 1985.

Aus Art. 94 Abs. 7 S. 2 des UN-Seerechtsübereinkom- mens (SRÜ) und (für RoRo-Fahrgastschiffe und Fahr- gast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge) aus Art. 12 der Richtlinie 1999/35/EG ergibt sich die Verpflichtung des Gesetzgebers, die Zusammenarbeit der deutschen See- unfalluntersuchungsbehörden mit den   Seeunfallunter- suchungsorganisationen anderer Staaten gesetzlich zu regeln.

Den Rahmen für die gesetzliche Regelung des einheit- lichen Vorgehens der Staaten sowie die Zusammen- arbeit der Staaten bei der Ermittlung der Umstände, welche zu Seeunfällen beitragen, gibt der IMO-Code A.849(20) der IMO (International Maritime Organization) als "IMO-Wunsch-Standard" vor. Der regelbare Teil dieses Codes sollte unter Beachtung der nationalen Regelungen und Praktiken in dem Umfang, wie es die innerstaatliche Rechtslage zuläßt, umgesetzt werden (hierzu nachstehend IV.-1.) 

Die Bundesrepublik könnte im Rahmen einer „Minimal- lösung“ ähnlich wie Großbritannien und Dänemark (hierzu nächstehend V.-2. und 3.) durch eine Ergänzung des geltenden Seeunfalluntersuchungsgesetzes um einen Satz die Anforderungen des Art. 94 Abs. 7 S. 2 SRÜ und der Richtlinie 1999/35/EG erfüllen. Hierzu müßte lediglich § 2 Abs. 1 des geltenden SeeUG um den folgenden Satz 3 ergänzt werden: 

„Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regeln des IMO-Codes A.849(20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen“.

2.   Eine  sehr aktive Ministerialbürokratie

Das Erfordernis einer gesetzlichen Regelung bezüglich der Zusammenarbeit mit anderen Staaten wird m.E. allgemein anerkannt. Strittig ist die Frage der gesetzlichen Umsetzung. Analysiert man die Entste- hungsgeschichte des Regierungsentwurfes und die Art und Weise, wie die Ministerialbürokratie des BMVBW versucht, ihre Vorstellungen durchzusetzen, so stellt sich die Frage, ob es richtig ist, daß die Verwaltung nicht nur gemäß ihrer ureigenen Aufgabe Gesetze entwirft und vorschlägt, sondern sich auch für die Durchsetzung ihrer als richtig empfundenen Gesetzentwürfe enga- giert, indem sie 
a.)  nach jahrelanger Untätigkeit (hierzu nachstehend

 Ziffer V.-3. a.E.)

b.)  gegenüber der Kommission der EG durch eine unzutreffende Umsetzungserklärung den falschen Eindruck erweckt, die Bundesrepublik habe die   Richtlinie 1999/35/EG bereits umgesetzt (hierzu nachstehend Ziffer IV.-4);

c.)  die "Pallas-" bzw. "Grobecker"-Kommission im Sin- ne ihrer Vorstellungen beeinflußt (hierzu nächste- hend Ziffer II.-2.);

d.)  unter Hinweis auf Umsetzungsfristen der EU ver- sucht, ihren Gesetzentwurf im "Eilverfahren" durch- zusetzen (hierzu nachstehend Ziffer IV.-4.);

e.)  obwohl der mit dem Gesetzentwurf angestrebte sog. "internationale Standard" und die Einhaltung der EU-Umsetzungsfristen unproblematisch ohne "Beratungsdruck" in Form einer "Minimallösung" durch die Ergänzung des geltenden SeeUG um einen Satz hätte herbeigeführt werden können (hierzu nachstehend Ziffer V.-1.);

f.)  gegenüber dem Innenausschuß des   Bundesrates am 26.04.2001 behauptet, die EU-Kommission habe die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG ultimativ angemahnt und ein Vertragsverletzungsverfah- ren angekündigt (hierzu nachstehend Ziffer IV.-4.-c.-ii.), wovon dem zuständigen Beamten der EU-Kommission nichts bekannt ist

und dies zu c.) bis d.) und f.) vermutlich nur, um

g.) ihrem von den beteiligten Kreisen weitgehend abge-   lehnten (hierzu nachstehend Ziffer II.-3.), zum Regierungsentwurf "beförderten" Referentenentwurf zum Erfolg zu verhelfen. 

3.  Das geltende SeeUG
Der Untersuchungsschwerpunkt des bis 1985  geltenden Seeunfalluntersuchungsrechts konzentrierte sich bei der Unfallanalyse auf die Feststellung des Verschuldens der Beteiligten. Ein Bundesbeauftragter übernahm die einem „Ankläger“ ähnliche Funktion.

Das seit dem 06.02.1985 geltende und mit den Stimmen aller Parteien des Bundestages verabschiedete, unter dem späteren langjährigen Vorsitzenden des Bundes- oberseeamtes Herrn MR a.D. Dr. Wilhelm Lampe konzi- pierte SeeUG regelte die Seeunfalluntersuchung als Aufgabe des Bundes auf der Grundlage des Verwal- tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) neu. Der Bundesbe- auftragte wurde "abgeschafft". Die Feststellung der Unfallursachen erfolgt seitdem ohne Schuldfeststellung in einem Verwaltungsverfahren, welches wie jedes andere auf der Grundlage des VwVfG durchgeführte Verwaltungsverfahren auch den Beteiligten des Seeun- falluntersuchungsverfahrens die gesetzlichen Mitwir- kungs- und Verfahrensrechte sowie Rechtsbehelfs- möglichkeiten einräumt (vergl. hierzu IX. und X.).

Da die schlichte Feststellung der Unfallursachen von der Rechtsprechung als gutachterliche Tätigkeit gewertet wird und gutachterliche Feststellungen, aus denen sich inzident ein Fehlverhalten von Beteiligten ergibt (hierzu nachstehend 3 Beispiele unter Ziffer X.-3) nicht mit dem Rechtsbehelf des Widerspruchs angefochten werden können, hat der Gesetzgeber 1985 im Interesse eines umfassenden Rechtsschutzes der Beteiligten den Seeämtern auferlegt, ein etwaiges Fehlverhalten von Beteiligten nicht nur ggf. „inzident“ im Spruch (Bericht) des Seeamtes (gutachterlich) festzustellen, sondern hierüber eine Entscheidung zu treffen. Zwar ist auch diese Entscheidung kein Verwaltungsakt. Sie wird jedoch zwecks Einräumung von Rechtsschutz durch ein Widerspruchsverfahren vor dem Bundesoberseeamt  einem Verwaltungsakt gleichgestellt. Gegen die Ent- scheidung des Bundesoberseeamtes hat der Gesetz- geber 1985 den Rechtsweg vor dem Verwaltungs- gericht Hamburg (Kammer für Seeunfallsachen) eröffnet (hierzu nachstehend Ziffer X.-3.).

4.   Der Regierungsentwurf

Ohne zwingende Notwendigkeit soll das weitgehend bewährte und „an der Küste“ akzeptierte, rechtsstaat- lichen Grundsätzen entsprechende SeeUG 
  durch

a.)  ein rein fachlich-technisches Untersuchungsver- fahren in Anlehnung an das Flugunfallunter- suchungsgesetz (FLUUG - hierzu nachstehend Ziffer VIII.-2.-c.)

b.)  unter weitgehender Abschaffung von Mitwir- kungs-, Verfahrensrechten und Rechtsbehelfen der Beteiligten ersetzt werden (hierzu nächste- hend Ziffern IX. und X.),
c.)  obwohl die IMO im IMO-Code A.849(20) fordert, menschlichen Einflußfaktoren für die Sicherheit auf See in allen Bereichen der Schifffahrt, also auch und insbesondere bei der Seeunfalluntersuchung, eine besondere Bedeutung beizumessen.  

5.   Seeunfalluntersuchung - ein politisches Thema?
Es ist schwer nachvollziehbar, daß eine sozialdemo- kratisch geführte Regierung nunmehr antritt, um im Bereich des Seeunfalluntersuchungsverfahrens vor der geplanten Bundesstelle die 1985 unter dem damaligen Verkehrsminister Dr. Werner Dollinger (CSU) mit den Stimmen aller Parteien des Bundestages eingeführten Mitwirkungs-, Verfahrensrechte und Rechtsbehelfs- möglichkeiten insbesondere der Seeleute und Lotsen, aber auch der  Reeder und anderen Beteiligten, wieder abzuschaffen.

Als Verfasser dieses Alternativentwurfes wird mir vorge- halten, meine Arbeit sei zwar lobenswert. Da der Refe- rentenentwurf mittlerweile zum Regierungsentwurf geworden sei, habe er eine „politische Qualität“, so daß bei den bekannten Mehrheitsverhältnissen im Bundestag – wenn überhaupt – allenfalls noch „kosmetische Ände- rungen“ zu erwarten seien und meine Arbeit insoweit vergeblich sei. Aber ist "politische Qualität" und "Parteidisziplin" sogar bei dem völlig unpolitischen Thema "Seeunfalluntersuchung" höher als "fachliche Qualität" zu bewerten? 

6.   Alternativentwurf für alle Parteien

Ich biete den Alternativentwurf, an dem ich seit dem 27.03. dieses Jahres neben meiner beruflichen Tätigkeit arbeite

allen im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien einschließlich der Regierungsparteien
an. Wenn es zu gelingen scheint, bei dem politischen Thema Zuwanderungsregelung einen gemeinsamen Gesetzentwurf zustande zu bringen, würden es die beteiligten Kreise (s.nachstehend II.3.) sicherlich nicht verstehen, warum dies im Bereich der Seeunfallunter- suchung nicht gelingen kann. 

Der Alternativentwurf mag in diesem Sinne als hoffentlich konstruktiver und nicht erfolglosen Beitrag der „außerparlamentarischen Opposition“ (ich gehöre ja zu den APO-Jahrgän​gen) gegen das von der Ministerial- bürokratie gesteuerte Vorhaben der Regierung betrachtet werden. Ich hoffe, daß der Entwurf von einer oder mehreren oder am besten von allen politischen Parteien ganz oder teilweise zum Gegenstand  einer parlamen- tarischen Initiative gemacht werden wird. Der Alternativentwurf ist m.E. der bessere Entwurf und keine Auftragsarbeit einer bestimmten Partei (schade, denn sonst wäre bei bislang ca. 150 bis 200 Stunden Arbeit als Entschädigung für anderweitig entgangene Lebens- qualität - ich hatte bis zum 26.05. weder Zeit zum Segeln noch für notwendige Arbeiten an Bord und meine Ehefrau mag von dem Entwurf bald auch nichts mehr hören - ein ansehnlicher Betrag zusammengekommen).

Etwaige hoffentlich nur kleine Schwächen des Entwurfs bitte ich mir nachzusehen und mitzuteilen. Dem BMVBW stand  seit der Annahme des IMO-Codes am 27.11.97 bis zur Vorlage des Referentenentwurfs am 21.07.2000 mehr Zeit zur Verfügung. Ich arbeite (ab dem 29.05. jedoch nur noch mit VL = Voraus langsam) weiter am Entwurf. Die jeweils aktuelle Version wird mit Anmerkungen über die Änderungen und Ergänzungen unter Ziffer XV. auf meiner Homepage www.ra-paulsen.de unter "Seeunfall- untersuchung" im Internet veröffentlicht.

7.   Zum Alternativentwurf

Ich habe mich bemüht, den regelbaren Teil des Codes der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation (IMO) über die Untersuchung von Seeunfällen A.849(20) mit der Ergän​zung A.844(21) – nachstehend IMO-Code genannt – vollständig in das geltende SeeUG einzuarbeiten und das SeeUG dort, wo es aus meiner Sicht sachge​recht war, den künftigen Anforderungen der Zusam​menarbeit mit anderen Staaten anzupassen.

Die Einarbeitung des IMO-Codes  war nicht einfach, da  – anders als beim Regierungsentwurf – die Verfahrens- und Rechtsbehelfsmöglichkeiten der Beteiligten unter Beachtung datenschutzrechtlicher Aspekte mit den Betei​ligungsrechten der am Verfahren beteiligten „Staaten mit einem erheblichen Interesse“ „verknüpft“ werden mußten. 

Ich habe einige Regelungen des FLUUG, insbesondere im Bereich des Datenschutzes und der funktionellen Un- abhängigkeit des Bundesoberseeamtes und der Seeäm- ter sowie einige Regelungen des Regierungsentwurfes übernommen. Mit Ausnahme der vom Verkehrsaus- schuß  des Bundesrates am 26.04. 2001 (hierzu nach- stehend III.-1.) geforderten zusätzlichen, in Anlehnung an das FLUUG gebildeten, Untersuchungskommission erfüllt  der Alternativentwurf auch die Forderungen des Bundesrates. Ich hoffe, mit dem Entwurf auch für Kritiker des geltenden Rechts eine akzeptable Alter​native zum an der „Küste“ wohl kaum konsensfähigen Regierungs- entwurf aufzuzeigen. 

II.   Vom Referenten- zum Regierungs-

ent​wurf

1.   Beeinflussung der sog. "Pallas"- Kommission

Nach der Havarie des Holzfrachters "Pallas" setzte das BMVBW am 10.02.99 zur Bewertung des bisherigen Notfallkonzeptes und dessen Weiterentwicklung für die Sicherung der deutschen Küsten an Nord- und Ostsee vor den Folgen von Schiffsunfällen eine "unabhängige Expertenkommission", die sog. „Pallas-" bzw. "Grobe- cker-Kommission“ ein.

In einem Schreiben vom 24.06.99 
 wies das BMVBW darauf hin, daß die erwogene und angebotene Einfüh- rung einer Aufzeichnung der Abteilung LS vom 20.09. 1999  
   in die "Pallas-Kommission" im Falle einer positi- ven Empfehlung der Kommission" im Sinne der Auf​zeichnung vom 20.06.99 zweifellos erheblich zu einer breiten Akzeptanz des Vorhabens (der Abteilung LS 20, der Verf.) beitragen könne und deshalb zu begrüßen wäre.

Die Pallas-Kommission sprach daraufhin in ihrem Be​richt vom 16.02. 2000 wunschgemäß die Empfehlung Nr. 24 aus, das geltende SeeUG nach dem Vorbild des FLUUG an den internationalen Standard anzupassen und begründete die Empfehlung mit Formulierungen  der Aufzeichnung ihrer Auftraggeberin (BMVBW) vom 20.06.99 (Abschlußbericht S.71, 72 und Empfehlung Nr.24 auf Seite 99). 
             

Schlußfolgerung: Der sicherlich kompetent besetzten Kommission gehörten (unter Berücksichtigung des o.g. Untersuchungsauftrages) keine Fachleute aus dem Be- reich der Seeunfalluntersuchung an. Das Verzeichnis der schriftlichen Beiträge (Anlage VI des Berichtes) enthält keinen Beitrag zum Thema Seeunfalluntersuchung, auch nicht die Aufzeichnung der Abteilung LS 20 vom 20.06.1999. Soweit sich das BMVBW auf die Empfeh- lung Nr. 24 der Kommission beruft, beruft es sich auf seine eigenen Aufzeichnungen und damit auf sich selbst. Die Tatsache, daß dieser Vorgang durch die SDN bekannt gemacht wurde, hat nicht zu der vom BMVBW erhofften breiten Akzeptanz im Sinne seiner Aufzeich- nungen vom 20.06.99 beigetragen, sondern als nicht gerade "vertrauensbildende Maßnahme" einen eher gegenteiligen Effekt bewirkt.

Gegenüber der EU-Kommission behauptet das BMVBW in einem Schreiben vom 23.04.2001, 
 die Beratungen zur Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG seien bis zur Vorlage des Berichtes der Pallas-Kommission aufge- schoben worden. Die Pallas-Kommission habe dann eine entsprechende Empfehlung abgegeben. Hier wird nicht nur ein ganz falscher Eindruck vom Untersuchungsauf- trag der Kommission erweckt, sondern zugleich versucht, die eigene Untätigkeit im Zeitraum von 29.04.99 bis zur Vorlage des Berichtes der Pallas-Kommission am 16.02.2000 zu "vernebeln".

2.  Referenten- und Regierungsentwurf

Am 21.07.2000 übersandte das BMVBW den beteiligten Organisationen den Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung bestimmter Bedingungen in der Seeschifffahrt an den internationalen Standard (Zweites Seeschifffahrtsanpassungsgesetz). Im Hinblick auf den Ablauf der Umsetzungsfrist der R 1999/35/EG am 01.12. 2000 wurde um eine etwaige Stellungnahme bis zum 05.09.2000 gebeten, da nach Vorlage des Referenten- entwurfs sofort in das Abstimmungs- und Anhörungsver- fahren eingetreten werde. 

In Erwartung der "zweifellos erheblich zu einer breiten Akzeptanz des Vorhabens (der Abteilung LS 20) beitra- genden Wirkung" der Empfehlung Nr.24 im Sinne des Schreibens vom 24.06.1999 berief sich das BMVBW auf den Seiten 34/35 des Referentenentwurfs auf die Emp​fehlung Nr. 24 der Pallas-Kommission.  

Der hinsichtlich der vorgeschlagenen Neuregelung der Seeunfalluntersuchung überwiegend kritisierte 
  
 Refe- rentenentwurf wurde am 07.03.2001 - in seinen maßgeb- lichen Teilen unverändert 
 - vom Bundeskabinett  verab- schiedet und am 30.03.2001 in das Gesetzgebungsver- fahren eingebracht.  Art. 2 des Zweiten Seeschifffahrtsan- passungsgesetzes (SchAnpG 2) beinhaltet mit dem  Seesicherheits-Untersuchungs–Gesetz – SUG – unter Anlehnung an die Regelungen des  FLUUG eine völlige Neuregelung des Seeunfalluntersuchungsverfahrens. Die Notwendigkeit der Gesetzesänderung wird vor allem damit begründet, daß sich die Bundesrepublik auch im Bereich der Seeschifffahrt dem internationalen Standard anpassen müsse.

3.  Kritik an den Entwürfen
Soweit ersichtlich haben sich der Deutsche Nautische Verein, die Bundeslotsenkammer, der Verband Deut- scher Reeder, der Deutsche Verein für Internationales Seerecht, die Schutzgemeinschaft Deutsche Nordsee- küste  (www.sdn-web.de/Aktuelles/aktuellframe. htm), die Vereinigung Deutscher Schiffsingenieure, der Deutsche Fischereiverband, die DAG, die Wasserschutzpolizeien der Küstenländer sowie die Seeämter und das Bundes​oberseeamt teils sehr kritisch und ablehnend gegenüber dem Referentenentwurf vom Juli 2000 ausgesprochen und ihre Meinung auch nach der Vorlage des Regie​rungsentwurfes nicht geändert, da der Regierungsentwurf die kritisierten Regelungen des Referentenent​wurfs in den entscheidenden Regelungsbereichen nicht verändert hat.

III.   Gesetzgebungsverfahren

1.  Beratung im BR-Verkehrsausschuß am 25.04.01

Der Verkehrsausschuß sprach gegenüber dem Bundes​rat auf Antrag der 5 Küstenländer einstimmig 
 eine Empfehlung aus, welche unverändert in die Stellungnahme des Bundesrates vom 01.06.2001 (hierzu nachstehend 3.) übernommen wurde.

2.  Beratung im BR-Innenausschuß am 26.04.2001 

Die Berichterstattung oblag Sachsen. Der Ausschuß vertagte die Beratung auf die nächste Sitzung. Der Ver​treter des BMVBW wies auf die bereits abgelaufenen Umsetzungsfristen der EU-Richtlinien hin und erklärte sodann, die EU-Kommission habe die Umsetzung ultimativ angemahnt und ein Vertragsverletzungs- verfahren angekündigt.

Hierauf erwiderte der amtierende Vorsitzende (m.E. zu Recht), der Bund habe  lange mit der Umsetzung gezö- gert. Diese könne nicht zu Lasten des Beratungsbedarfs gehen. 

3.  Beschluß des Bundesrates vom 01.06.2001 
 

1. Zustimmungsbedürftigkeit






  Der Bundesrat wies unter Ziffer 1. seines Beschlus- ses darauf hin, daß das SchAnpG2 seiner Zustim- mung bedürfe.  Für den Bereich des Regierungs- entwurfes eines SUG (Artikel 2 des SchAnpG2) ergebe sich die Zustimmungsbedürftigkeit, weil sich der Geltungsbereich des § 1 Abs.3 Regierungsent- wurf eines SUG auch auf das Aufsuchen, Benutzen und Verlassen der dazugehörigen Lade-, Lösch-, Liege- und Werftplätze erstrecke. 

2. Zum Regierungsentwurf eines SUG Allgemein


Unter Ziffer 4. seines Beschlusses erklärte der Bun- desrat, daß

die Gesetzesinitiative der Bundesregierung mit Hinblick auf das Erfordernis der Anpassung an den IMO-Code sowie an die Richtlinie 1999/ 35/EG grundsätzlich zu begrüßen sei. Dies gelte auch für die Absicht, eine unabhängige zentrale Untersu- chungskommission in Anlehnung an das Verfahren der Flugunfalluntersuchung einzurichten;

bestimmte, bisher bewährte Verfahren der Seeun- falluntersuchung beibehalten und Schwachstel- len des Flugunfalluntersuchungsverfahrens nicht übernommen werden sollten. Vor diesem Hinter- grund fordert der Bundesrat die Bundesregierung auf, den Gesetzentwurf dahingehend zu ändern, daß

a.) ein Untersuchungsverfahren gem. § 11 SUG auch auf  Antrag des örtlich zuständigen See- amtes oder eines am Seeunfall oder einem an- deren Vorkommnis auf See Beteiligten 
 durchgeführt werde;

b.) die Aufnahme von Sachverständigen mit re​vier- spezifischen Kenntnissen in die Unter-            su​chungskommission durch eine Ergänzung des § 12 SUG sichergestellt werden müsse;

c.) der Abschlußbericht der Untersuchungskom- mission zum Gegenstand eines öffentlichen Seeamtsverfahrens nach den derzeitigen Ver- fahrensregelungen - das die Untersuchung zum Normenvollzug (Berechtigungsangelegen- heiten) einschliesse - gemacht werde; die Mög- lichkeit des Widerspruchs 
 gegen den Spruch des Seeamtes müsse erhalten bleiben.

Zur Begründung führte der Bundesrat aus, durch die vorstehend genannten Änderungen würden die bisher in der Praxis bewährten Elemente des See- unfalluntersuchungsverfahrens in die beabsich- tigte Neuregelung, insbesondere die berechtig- ten Interessen der Beteiligten, integriert. Auf dem Wege des rechtsstaatlichen Verfahrens der Ver- handlung vor dem Seeamt 
 werde der unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Seever- kehrs geeignete Weg zur Unfallursachen- ermittlung beschritten. Dieses Verfahren schließe sowohl die Normenkontrolle im Hinblick auf ein fest- zustellendes Fehlverhalten als auch die zur Vermei- dung weiterer Unfälle wichtigen Lerneffekte ein. 

4.  Stellungnahme zum Beschluß des Bundesrates

Der Beschluß ist zu begrüßen, da er mit Ausnahme der nachstehend unter XIII. Ziffer 1 (Nichtumsetzung des IMO-Codes) und Ziffer 2. (Schwere Lesbarkeit und Un- übersichtlichkeit) die unter XIII., Ziffern 3. bis 8 bezeichneten Mängel des Regierungsentwurfes beseitigt. Im einzelnen:

1. Unabhängige 
 zentrale Untersuchungskommis- sion in Anlehnung an das Verfahren der Flugun- falluntersuchung ohne Übernahme der Schwach- stellen des Flugunfalluntersuchungsverfahrens             
a.)  Untersuchungskommission




                       Die Forderung einer unabhängigen Kommission bedeutet    eine Abkehr von § 10 Abs.1 FLUUG, wel- cher die Untersuchung durch einen von der Unter-   suchungsstelle bestimmten Untersuchungsführer vorsieht. Zwar kann der Untersuchungsführer gem. § 14 Abs.4 FLUUG Sachverständige und Helfer hinzuziehen, deren Mitwirkungsumfang er bestimmt. Hierbei handelt es sich jedoch um keine Kom- mission. In die vom BR verlangte Kommission sind gem. Ziffer 4.-b.) des BR-Beschlusses  Sachverstän- dige mit revierspezifischen Kenntnissen aufzuneh- men. 
b.)  Wo ist die Kommission zu bilden?

 Die Kommission könnte wie folgt gebildet werden:
 
aa.)   Als eigenständige Kommission außerhalb der Organisationsstruktur des Bundesobersee- amtes      
                                                           

Hier käme die Bildung der im Regierungsentwurf             vorgesehenen Bundesstelle in Frage, falls der                                                                                                         Regierungsentwurf mit Hinblick auf die Einführung des IMO-Codes und seine "Lesbarkeit" umgestaltet würde.                                                                 Nachteile: Verlust von Synergieeffekten (erhöhte Kosten durch zwei Organisationen, Ermittler der Untersuchungsstelle wären nicht zugleich Mitglied des Seeamtes und müßten von diesem dann ggf. als Zeugen vernommen werden); Mitwirkungsmöglich- keiten der Beteiligten im Verfahren müßten sicherge- stellt werden, damit ggf. auf Anregung der Beteiligten zu erhebende Beweise nicht erst im Seeamtsver- fahren erhoben werden. Bis dahin könnten einzelne Beweismittel nicht mehr verfügbar sein.
bb.) Als Bestandteil der Organisationsstruktur des Bundesoberseeamtes an den Seeämtern
= 

Lösung des Alternativentwurfes

Die vom BR verlangte Kommission ist in der Form der Untersuchungsausschüsse der Seeämter gem. § 6 Abs.1 SeeUG bzw. § 9 Abs.1 Alternativ- entwurf  bereits vorhanden.

§ 7 des auf dem SeeUG aufbauenden Alternativ- entwurfes sieht die vom BR geforderte unab- hängige zentrale Untersuchungskommission vor: 

Die  funktionelle Unabhängigkeit ergibt sich aus § 7 Abs.5 des Alternativentwurfes. Gem. § 7 Abs.1 des Alternativentwurfes obliegt die Untersuchung von Seeunfällen (=zentral) dem Bundesoberseeamt in Hamburg, welches zur Erfüllung seiner Aufgaben gem. § 7 Abs.2 des Alternativentwurfes Untersu- chungsausschüsse (Seeämter = Kommissionen) bildet. Zuständig sind im Einzelfall:







    










     

 (i) Bei Seeunfällen innerhalb der Territorialgewässer und der AWZ der Bundesrepbublik Deutschland:       Das gem. § 7 Abs.3 durch Verordnung (derzeit gem. § 1 der Durchführungsverordnung zum Seeunfall- untersuchungsgesetz - DVSeeUG - 
) örtlich zustän- dige und mit den Besonderheiten des "Reviers vor der Haustür", den lokalen Behörden etc. am besten vertraute Seeamt.





















 
(ii) Bei Seeunfällen seewärts der AWZ der Bundes- republik Deutschland:







 Das gem. § 8 Ziffer 2 vom Bundesoberseeamt mit dessen Vorsitzenden als Untersuchungsleiter und einem aus dem Kreise der Untersuchungsführer (Ständigen Beisitzer) zu bestimmenden Unter- suchungsführer. Da bei Untersuchungen außerhalb der AWZ die vorstehend (i) genannten Vorteile der Kenntnis der Besonderheiten des Reviers, der lokalen Behörden etc. keine Rolle spielen, bestimmt  das Bundesoberseeamt das im Einzelfall gerade verfügbare und mit den Besonderheiten der konkreten Auslandsuntersuchung und weiteren Besonderheiten des zu unntersuchenden Seeunfalls am besten vertraute Untersuchungsteam. 
 Dieses wird unter Beachtung der Regelung des § 16 Abs.3 mit der Auslandsvertretung der Bundesrepublik und/oder der ausländischen Seeunfalluntersu- chungsorganisation je nach den konkreten Anforde- rungen des Einzelfalls entscheiden, ob beide Mitglie- der des Teams oder nur ein Mitglied des Teams als "Einsatzgruppe" ins Ausland fahren oder fliegen und noch ehrenamtliche Beisitzer mit Spezialkenntnissen hinzuziehen sind (§17 Abs.2).




















     Diese Regelung entspricht der Regelung der Flugunfalluntersuchung gem. § 10 FLUUG

Die hier vorgeschlagene Regelung vermeidet die unter aa.) geschildeten Nachteile einer externen Untersuchungskommission. Die Mitglieder der Voruntersuchungskommission des § 17 können ihre Kenntnisse aus der Voruntersuchung direkt in das sich an die Voruntersuchung anschließende See- amtsverfahren einbringen.
cc.) Als Bestandteil der Organisationsstruktur des Bundesoberseeamtes am Bundesobersee- amt










     
Denkbar wäre auch eine am Bundesoberseeamt gebildete zentrale Untersuchungskommission. Bei dieser "Zentrallösung" würden die Untersuchungs- führer nicht mehr wie derzeit an den Seeämtern als dessen Ständige Beisitzer, sondern direkt am Bun- desoberseeamt arbeiten. Die bisherigen Seeämter könnten als Außenstellen des Bundesoberseeamtes mit kleinen Geschäftsstellen und zusätzlichen "Standbye-Einrichtungen" für aktuelle Vor-Ort-Ermittlungen 
 aufrecht erhalten werden. 
                                           

Am Bundesoberseeamt müßten  zwei den bisherigen Untersuchungsausschüssen der Seeämter vergleich- bare Untersuchungskammern (mit  je einem Aus- schuß für Seeunfalluntersuchung und Berechti- gungsangelegenheiten), bestehend aus einem Juristen als Vorsitzenden und Untersuchungsleiter, dem an der Untersuchung teilnehmenden Untersu- chungsführer und drei ehrenamtlichen Beisitzern gebildet werden. 

Der Untersuchungsleiter und der Untersuchungsfüh- rer würden als Voruntersuchungskommission des § 17 unter ggf. erforderlicher Heranziehung von ehrenamtlichen Beisitzern (im Inland in enger Zusammenarbeit mit den Wasserschutzpolizeien der Länder) eine Tatsachenerhebung durchführen und gem. § 17 Abs.4 einen vorläufigen Untersuchungs- bericht erstellen. Das weitere Verfahren würde dann gem. § 18 ff in dem vom Bundesrat geforderten rechtsstaatlichen Verfahren der Verhandlung von der zuständigen Untersuchungskammer durchgeführt werden, deren Feststellungen wiederum von einer am Bundesoberseeamt neu zu bildenden Kammer für Widerspruchssachen und danach - soweit erforderlich - verwaltungs gerichtlich überprüft werden können.

Fraglich ist, ob eine derartige Lösung von den Bundesländern akzeptiert würde. Gerade aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des geltenden SeeUG ist bekannt, wie sehr die Länder um die Seeämter "gekämpft" haben, insbeondere um das Seeamt Emden und das aufgelöste Seeamt Flensburg. 
  Vielleicht ergibt sich nach dem Beschluß des Bundesrates vom 01.06., welcher zwar die Seeämter erhalten möchte, jedoch eine zentrale Untersu- chungskommission begrüßt, auch für die Bundes- länder unter der Maßgabe, daß die bisherigen Seeämter als Außenstellen des Bundesober- seeamtes im o.g. Sinne weiter erhalten bleiben, die für eine derartige Lösung erforderlich Akzeptanz. Dies ist nicht juristisch, sondern politisch abzuklären.

b.)  Anlehnung an das Verfahren der Flugunfall- untersuchung










    Anlehnung an das Verfahren der Flugunfallunter- suchung bedeutet also nicht, daß die Regelungen des Flugunfalluntersuchungsgesetzes entsprechend zur Anwendung kommen. Dies ergibt sich auch aus der weiteren Forderung, daß Schwachstellen des Flugunfalluntersuchungsverfahrens nicht übernom- men werden sollen.
c.)  Anwendung von Vorschriften des FLUUG im Regierungs- und Alternativentwurf              

  Der Regierungsentwurf regelt in § 15, welche Be- stimmungen des FLUUG für das SUG gelten. 















   Der Alternativentwurf übernimmt - angepaßt an die Besonderheiten der Seeschifffahrt - folgende Rege- lungen des FLUUG:






                                                    
§ FLUUG

§ Alt.Entw.
Regelungsgegenstand         1 Abs.3

1 Abs.4

Beteiligung ziviler und
                                            militärischer Schiffe
5 Abs.1 S.4
28 Abs.2 

Datenübermittlung an
                      Ziffer 1-e  
ausländische Behörden 
11 Abs.1.1
11 Abs.4.1
Augenscheinseinnahme
11
 Abs.1.2
11 Abs.4.2.i
Spurenentnahme
11 Abs.1.3
11 Abs.4.2.e
Zugang zu Aufzeich-
                                            nungsträgern etc.
11 Abs.1.4
11 Abs.4.2.j
Zugang zu den Ergebnis-
                                            sen von Untersuchun-
                                            gen der Opfer
11 Abs.1.6
11 Abs.4.2.h
Zugang zu Unterlagen v.           
                                        Eigentümer u. Behörden
11 Abs.3

11 Abs.5.3.
Sicherstellung in Zusam-
                                            menarb. mit WaPo/StA
13



11 Abs.5.2. 
Freigabe 
16 Abs.1.1.
11 Abs.4.2.a
Auskunfseinholung
16 Abs.1.2.
11 Abs.4.2.b
Befragung von Zeugen,
                                            Sachverständigen etc.
16 Abs.1.3
11 Abs.4.2.c
Einsicht in Urkunden
16 Abs.3

11 Abs.6.2
Aussageverpflichtung

20 Abs.1

28 Abs.3

Ausländische Untersu-

                                            chungsberichte

25 Abs.1,3
33 Abs.1,2
Datenerhebung

26 Abs.4 

28 Abs.4

Übermittlung von Daten

     S.1 u.3




an ausländ. Staaten      28



8 Ziffer 7

Schiffssicherheitsarbeit   

2. Untersuchungsverfahren auf Antrag des örtlich zuständigen Seeamtes oder eines Beteiligten Durch die Antragsmöglichkeit wird gewährleistet, daß auch in denjenigen    Fällen, in denen die "Vorunter- suchungskommission" keine Untersuchung durchzu- führen beabsichtigt, ein Untersuchungsverfahren durchzuführen ist. Bei der vorstehend 1.-a.-bb.) geschilderten Alternative verbliebe nur ein Antrags- recht eines Beteiligten, welches bereits in  4 Abs.2 ziffer 2 des Alternativentwurfes aufgenommen wurde.
3. Überprüfung des Abschlußberichtes der Kom-   mission


       







   Der Abschlußbericht der Kommission soll in einem öffentlichen Seeamtsverfahren nach den derzeitigen Verfahrensregeln einschließlich des ggf. vorzuneh- menden Berechtigungsentzuges überprüft werden und ist damit als vorläufiger Untersuchungs- bericht einzustufen. Gegen den Spruch des Seeam- tes kann wie bisher Widerspruch beim Bundes- oberseeamt und ggf. Klage beim Verwaltungsgericht Hamburg erhoben werden.                    
4. Stellungnahme der Bundesregierung vor dem  Verkehrsausschuß des Bundesrates


       Der Vertreter der Bundesregierung erklärte vor dem Verkehrsausschuß des Bundesrates, die Umsetzung der Forderung des Bundesrates würde folgende Konsequenzen haben (nachstehend a.-c.): 
















    a.) Eine massive Überlastung der Seeämter         Das ist schwer nachzuvollziehen. Denn die Zahl     der untersuchten Seeunfälle ändert sich durch das Antragsrecht der Seeämter und der Beteiligten jedenfalls dann nicht wesentlich, wenn der IMO-Code zum Maßstab gemacht wird. Anträge von Beteiligten werden selten sein, da diese in der Regel kein Interesse daran haben, daß ihr Verhalten zum Gegenstand einer Untersuchung gemacht wird.















     b.)   Eine langsamere Aufarbeitung der Seeunfälle 
 Auch dies ist schwer nachzuvollziehen. Denn die Kommission - egal welche - übernimmt die Vorermittlungen, welche mit einem (vorläufigen) Bericht abgeschlossen werden, welcher Gegenstand der Seeamtsuntersuchung. Das Seeamt muß also nicht mit eigenen Untersuchungen sozusagen "von vorne anfangen". Diese Verfahrenskonstruktion kann nicht länger dauern als bisher. Ein vorläufiger Bericht ist gut, ein endgültiger, in rechtsstaatlicher Weise zustandegekommener und richtiger Bericht besser. 















 c.  Verursachung nicht zu vertretender Kosten

  Ob die Kosten nicht zu vertreten sind, wenn nach Maßgabe des Untersuchungsziels Erkenntnisse erlangt werden, durch welche Seeunfälle vermie- den werden - man denke nur an das Beispiel Pallas mit einer verhältnismäßig geringen Umweltver- schmutzung - bezweifel ich. Im übrigen lassen sich die Kosten reduzieren, wenn die "Voruntersuchungs- kommissison" gem. Ziffer 1.-b.-bb) in die Organisationsstruktur des Bundesoberseeamtes in- tegriert wird.

Der Vertreter von Mecklenburg-Vorpommern erklärte am 25.04.2001 vor dem BR-Verkehrsausschuß, daß in der konkreten Handhabung des Gesetzes mit den von dem Vertreter der Bundesregierung erwähnten Schwierig- keiten nicht zu rechnen sei.

IV.   Entspricht das geltende SeeUG dem internationen Standard der

Seeunfallunter​suchung?

Anwort

Hinsichtlich der sich aus Artikel 94 Abs.7 S.2 des UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) und Artikel 12 der Richtlinie 1999/35/EG (bei Seeunfällen unter Beteiligung von RoRo-Fahrgastsschiffen oder Fahrgast-Hochge- schwindigkeitsfahrzeugen) ergebenden Verpflichtungen zur Zusammenarbeit mit anderen Staaten entspricht das geltende SeeUG nicht dem internationalen Standard.

Minimallösung 

Ähnlich wie Großbritannien (durch eine Ergänzung des britischen Gesetzes)  könnte auch die Bundesrepublik durch eine Ergänzung des § 2 Abs.1 SeeUG um den folgenden Satz 3
"Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regeln des  IMO-Codes A.849(20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen"
die Anforderungen der EU an die Umsetzung der Richt​linie 1999/35/EG entsprechen und zugleich dem Zu​sammenarbeitsgebot des Art. 94 Abs.7 S.2 des UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) den erforderlichen Rahmen geben.

Optimale Lösung 

1.
Umfassende Neuregelung auf der Grundlage des Alternativentwurfes im laufenden Gesetzgebungs- verfahren oder 

2.
bei weiterem Beratungsbedarf 

a.)  als „Übergangslö​sung“ zunächst durch die o.g. Ergänzung des gel​tenden SeeUG („Minimallö- sung"), damit das SeeUG dem „internationalen Standard“ entspricht und vor allem die Richtlinie 1999/35/EG umgesetzt wird. Sodann

b.) Beratung des Alternativentwurfs und ggf. ande- rer Alternativen ohne Zeitdruck

Im einzelnen:

1.  Internationaler Standard der Staatenpraxis?

Nach der Durchsicht der Seeunfalluntersuchungsgesetze von 14 Staaten erlaube ich mir die Feststellung, daß es in der Seeunfalluntersuchung keinen internationalen Standard der Staatenpraxis gibt.

Es gibt die in der Anlage zum Regierungsentwurf be​zeichneten, in der internationalen Staatenpraxis ein- schließlich der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen den Staaten weitge- hend noch nicht umgesetzten, allgemein anerkann- ten völkerrechtlichen Vorschriften und EU-Richt- linien.
2.  Der IMO-Code A.849(20)

Der IMO-Code A.849(20) für die Untersuchung von Un- fällen und Vorkommnissen auf See ist ein durch Ent schließung der Vollversammlung der IMO vom 27.11.97 angenommener Verhaltenskodex 
, welcher das Ziel hat,

· ein einheitliches Vorgehen der Staaten bei der Untersuchung von Unfällen und sonstigen Vor​kommnissen auf See sowie

· die Zusammenarbeit der Staaten bei der Ermittlung der Umstände, welche zu Seeunfällen beitragen

· unter Beachtung der nationalen Regelungen und Praktiken in dem Umfang, wie es die innerstaatliche Rechtslage zuläßt, 

zu fördern (IMO-Code Ziffern 1.2 und 3.). Der Code kann  insoweit auch als „IMO-Wunsch-Standard“ bezeichnet werden. Aus dem Code kann sich bei entsprechender Akzeptanz der Staatengemeinschaft ein m.E. anzustre- bender internationaler Standard der Staatenpraxis ent- wickeln.

3.  Art. 94 Abs.7 des UN-Seerechtsübereinkommens

Das SeeUG erfüllt die Anforderungen des Art. 94 Abs. 7 S.2 des UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) bei See- unfällen im Sinne des Art.94 Abs.7 S.1 hinsichtlich einer Regelung der Zusammenarbeit mit „einem an- deren Staat“ nicht.

Art. 94 Abs.7 SRÜ lautet:

„Jeder Staat läßt über jeden Seeunfall oder jedes andere mit der Führung eines Schiffes zusammenhängende Ereignis auf Hoher See, an dem ein seine Flagge führen- des Schiff beteiligt war und wodurch der Tod oder schwere Verletzungen von Angehörigen eines anderen Staates oder schwere Schäden an Schiffen und Anlagen eines anderen Staates oder an der Meeresumwelt verur- sacht wurden, von oder vor einer entsprechend befähig- ten Person oder Personen eine Untersuchung duchfüh- ren. Der Flaggenstaat und der andere Staat arbeiten bei der Durchführung jeder vom letzteren vorgenom- menen Untersuchung über eine solchen Seeunfall oder ein solches mit der Führung eines Schiffes zusamen- hängende Ereignis zusammen.“

Das UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) trat am 14.09. 1994 in Kraft. Seinerzeit wurde das SeeUG um § 24a ergänzt, damit auch Seeunfälle fremdflaggiger Schiffe außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer (z..B. Seeunfälle mit Todesfällen deutscher Kreuzfahrt-Touristen oder die deutsche Küste gefährdende Umwelt- verschmutzungen ) im Rahmen einer Zusammenarbeit mit dem Flaggenstaat untersucht werden konnten. Denn wegen der ausländischen Flaggenhoheit könne, so die amtliche Begründung, in derartigen Fällen das Verfahren der Abschnitte 1 bis 8 des SeeUG nicht unmittelbar angewendet werden. 
  Seit dem Inkrafttreten des § 24a SeeUG im Jahr 1995 hat das Bundesoberseeamt  3 Untersuchungsverfahren gem. § 24a SeeUG eingeleitet. 

Hinsichtlich der sich aus Art.94 Abs.7 S.2 SRÜ ergeben- den Verpflichtung zur Zusammenarbeit auch bei der Untersuchung der nicht durch § 24a SeeUG erfaßten Seeunfälle (bei 3 Untersuchungen gem. § 24a SeeUG in 6 Jahren also den Regelfällen der Untersuchungen) wurde in der amtli​chen Begründung (a.a.O.) ausgeführt:

„...Das Bundesministerium für Verkehr arbeitet zur Zeit insbesondere im Rahmen der Internationalen Seeschiff- fahrts-Organisation (IMO) auf entsprechende internatio- nale Regelungen hin“

Mit der Verabschiedung des IMO-Codes A.849(20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See durch die Vollversammlung der IMO am 27.11.97 lag die Regelung, auf die das BMVBW hingearbeitet hatte, vor. 

4.  Richtlinie 1999/35/ EG 

Die Anforderungen der Richtlinie 1999/35 EG hinsicht- lich der Regelung der Zusammenarbeit mit einem anderen „Staat mit einem erheblichen Interesse“ gemäß den Bestimmungen des IMO-Codes werden nicht erfüllt, falls ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochge- schwindkeitsfahrzeug im Linienverkehr an einem Seeun- fall beteiligt ist.

Im einzelnen:

a.) Regelungsgegenstand der Richtlinie

Nach einem Vorschlag der Kommission vom 07.04.98 erließ der Rat der EU am 29.04.99 die Richtlinie 1999/ 35/EG über ein System verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgast- schiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen.

Art. 12 der Richtlinie 1999/35 EG sieht  vor, daß jeder Mitgliedsstaat

aa) im Rahmen seiner Rechtsordnung einen Rechtsstatus festlegt, damit er selbst oder ein anderer Staat, welcher hieran ein erhebliches (begründetes)  Interesse hat,

ab) an der Untersuchung eines Unfalls oder Vor- kommnisses auf See teilnehmen oder mitwirken kann, oder,

ac) sofern dies im Rahmen des IMO-Codes A.849(20) vorgesehen ist, die Untersuchung leiten kann, falls

ad) ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hoch- geschwindigkeitsfahrzeug beteiligt war (Art.12 Abs.1), wobei

ae) sicherzustellen ist, daß die Untersuchung so effizi​ent und zeitsparend wie möglich gemäß den Bestimmungen des IMO-Codes für die Untersu- chung von Seeunfällen abgeschlossen wird (Art. 12 Abs.4) und

af) aufgrund dieser Untersuchung erstellte Berichte gem. Ziffer 12.3. des IMO-Codes veröffentlicht und der Kommission übermittelt werden.

b.)   2. Schiffssicherheitsanpassungsverordnug

Am 24.06.1999 erließ das BMVBW die 2. Schiffssicher- heitsanpassungsverordnung. 
 Gem. Art. 3 Abs.7 der 2. dieser Verordnung tritt Artikel 1 Nr.3 Buchstabe f) am 01.12. 2000 in Kraft. Art. 1 Nr.3 Buchstabe f ) lautet wie folgt:

f)
Es wird  
  folgende Nummer 14 angefügt:

„14“. – Vorbehaltlich der Zuständigkeiten nach dem Seeunfalluntersuchungsgesetz - : 

Artikel 4 bis 13 Abs.1 und Artikel 13 Abs.3 bis 5 in Verbindung mit Artikel 1 bis 3 der Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999 über ein System verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linien- verkehr (ABl. EG Nr. L 138 S.1)“.

c.)   Erklärungen zur Umsetzung der Richtlinie 1999/ 35/EG

aa.) Erklärung über die Umsetzung der Richtlinie gegenüber der EU-Kommission vom 23.07. 1999

Am 23.07.1999 gab die Bundesrepublik Deutsch- land gegenüber der Kommission der EG folgende Erklärung über die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG ab:

Communication

from the Government of the Federal Republic of Germany

to the European Commission

of 23 July 1999 

Transposition of directives:

--- Commission Directive 98/74/EC ....

--- Commission Directive 98/85/EC ....

--- Commission Directive 1999/19/EC ....

--- Commission Directive 1999/35/EC of 29
 April 1999

on a system of mandatory surveys for the safe operation of regular ro-ro-ferry and high-speed pas- senger craft services (OJ No L 138,p.1).

For information, the German Government ist also enclosing a copy ot the Second Ship Safety Ordi- nance of 24th June 1999 (Federal Law Gazette, Part I 1999, p.1462) as Annex 1. 

Auf der Grundlage der Erklärung vom 23.07.99 war der zuständige Beamte der Europäischen Kommis- sionen (Generaldirektion Energie und Verkehr, Direktion G – Seeverkehr, Sicherheit im Seeverkehr) der Auffassung, die Bundesrepublik habe die Richtlinie 1999/35 (durch die Regelungen gem. Artikel 1 Nr.3 Buchstabe f) und Art.3 Abs.7 der 2. Schiffssicherheitsanpassungsverordnung) vollstän- dig und fristgemäß mit Wirkung per 01.12.2000 umgesetzt. Daß zur vollständigen Umsetzung noch das SeeUG den Erfordernissen der Richtlinie entsprechend angepaßt werden mußte, war der Kommission weder mitgeteilt worden noch ihr anderweitig bekannt.

ab.) Eilbedürftigkeit gem. Referentenentwurf des BMVBW vom 21.07.2000

Am 21.07.2000 – rund 6 Jahre nach dem Inkraft- treten des SRÜ, 3 Jahre nach dem Beschluß des IMO-Codes A.849(20)  und 2 Jahre nach dem Vorschlag der Kommission für die Richtlinie 1999/35 vom 29.04.99 – übersandte das BMVBW den von den Auswirkungen des geplanten Geset- zes betroffenen Organisationen den Entwurf des S(ee)UG. In diesem Schreiben wird ausgeführt:

(Seite 2):     „Die Änderungen in Art. 2 bis 4 des Entwurfs bilden einen notwendigen Bestandteil der Umsetzung der Artikel 5 und 12 der EG-Richt linie 1999/35/EG vom 29.April 1999 über Seeun- falluntersuchung. Diese Umsetzung muß nach Art. 19 Abs.1 dieser Richtlinie bis zum 01.Dezember 2000 vollzogen sein. Die Frist kann nur einge- halten werden, wenn durch Vorlage eines Re- ferentenentwurfs sofort in das Abstimmungs- und Anhörungsverfahren im Sinne der Gemein- samen Geschäftsordnung der Bundesministerien – Besonderer –Teil – eingetreten wird.“

Seite 3:   „Im Hinblick auf die nach EG-Recht vor- gegebene Eilbedürftigkeit bitte ich, Ihre etwaige Stellungnahme bis spätestens zum 05. September zu übermitteln".

ac.) Eilbedürftigkeit gem. Erklärung des BMVB-Vertreters vom 12.09.2000 - "Bei nicht fristge- rechter Umsetzung kann sogar der Minister stürzen".        









 Am 12.09.2000 begründete Herr MR Werbke vom BMVBW anläßlich einer Diskussion über seinen Referentenentwurf vom 21.07.2000 vor dem Arbeitskreis Seeunfalluntersuchung des Deut- schen Vereins für Internationales Seerecht die Eil- bedürftigkeit der Umsetzung seines Referen- tenentwurfes bis zum 01.12.2000 u.a. damit, daß bei nicht rechtzeitiger Umsetzung von Richtlinien sogar Minister  "stürzen" können.



  














 In der Diskussion wurde aus dem Teilnehmerkreis vergeblich vorgeschlagen,  § 24a SeeUG den Anforderungen der Richtlinie 1999/35/EG ent- sprechend zu ergänzen.
Henriksen kommentierte die geplante Neuordnung der Seeunfallunter- suchung  mit dem Untertitel „Wie der Gesetz- geber ein bewährtes Verfahren handstreich- artig abschaffen will“ (Transportrecht 2000, 396).










dd.)
Umsetzungserinnerung anderer Mitgliedsstaa- ten durch die EU-Kommission am 15.02. 2001
 Am 15.02.2001 erinnerte die EU-Kommission die- jenigen Mitgliedsstaaten, welche die Richtlinie noch nicht umgesetzt hatten, an die Umsetzung der Richtlinie bis zum 15.04.2001. Die Bundes- republik erhielt keine Erinnerung, weil sie nach Auffassung der EU-Kommission die Richtlinie auf der Grundlage der Umsetzungserklärung vom 23.07.99 voll umgesetzt hatte.

ae.) Anfrage eines EP-Abgeordnetenbüros bei der EU-Kommission Anfang April 2001
 


 Da ich für die unter unter Ziffer I.-1. genannte Untersuchung Informationen benötigte, fragte auf meine Bitte hin ein deutsches EP-Abgeordneten- büro Anfang April 2001 bei der EU-Kommission an, welche EU-Staaten die Richtlinie 1999/35/EG umgesetzt haben und ob es englischsprachige Texte der Seeunfalluntersuchungsregelungen dieser Staaten gebe. Der zuständige Kommissionsbeamte benannte die Bundesre- publik, Dänemark, Italien und Spanien als diejenigen Staaten, welche die Richtlinie bereits umgesetzt hatten. Das Abgeordnetenbüro teilte daraufhin mit, in der Bundesrepublik werde ein aktuelles Gesetzesvorhaben gerade mit der Notwendigkeit der Umsetzung der Richtlinie begründet. Der Beamte war sehr überrascht. Hätte das Abgeordnetenbüro nicht bei der EU-Kommission nachgefragt, so wäre der EU-Kommission die hinsichtlich des Artikels 12 (Seeunfalluntersuchung) der Richtlinie 1999/35/ EG nicht (oder allenfalls bezüglich der Ausnah- meregelung des § 24a SeeUG) vollzogene Um- setzung der Richtlinie durch die Bundes- republik nicht aufgefallen!

af. Schreiben der EU-Kommission an das BMVBW vom 05.04.2001



    




    In einem Telefax an das BMVBW vom 05.04.2001 führte die EU-Kommission aus:  














 


   "Lately, European Parliament services have drawn my attention to the fact, that Germany is preparing additional legislation that will fully transpose the requirements laid down in article 12. This service was never informed about the need to further transpose article 12. In order therefore to complete the German transposition measure to the Commission I would appreciate being in- formed about which steps are currently being taken by your Government accordingly" 

gg.)
Hinweis des BMVBW-Vertreters auf die Eilbe- dürftigkeit wegen einer "Mahnung" der EU-Kommission am 19.04.2001



        Am 19.04.2001 verwies Herr MR Werbke vom BMVBW anläßlich einer gemeinsamen Veranstal- tung des Deutschen Vereins für internationales Seerecht und des Deutschen Nautischen Vereins zur Vorstellung des Regierungsentwurfes mit Hinblick auf die bereits abgelaufene Umsetzungs- frist auf die Eilbedürftigkeit des Gesetzesvorha- bens und erklärte, die EU habe die Umsetzung der Richtlinie bereits "angemahnt".

















   Bei der "Mahnung kann es sich jedoch nur um die "freundliche Anfrage" vom 05.04.2001 (s.o. ff.) gehandelt haben. 

hh.)
Antwortschreiben des BMVBW vom 23. 04. 2000 auf das Schreiben der EU-Kommission vom 05.04.2000





                           In Beantwortung des Schreibens der EU-Kom- mission vom 05.04.2000 teilte Herr MR Werbke vom BMVBW der EU-Kommission
 mit Schreiben vom 23.04.2000 mit,  aus § 11 des der Kommis- sion mitgeteilten Schiffssicherheitsgesetzes           (SchSG) 
 ergebe sich, daß das Bundesober- seeamt als Behörde im Sinne des § 10 Abs.2 SchSG in Verbindung mit § 1 Nr.4(a) Seeauf- gabengesetz vorbehaltlich seiner Zuständig- keit nach dem SeeUG gem. § 24a SeeUG "im Prinzip" den Anforderungen der Richtlinie 1999/35/EG nachkommen könne.












            


     § 24a regelt nur einige seltene Ausnahmefälle des Seeunfalluntersuchungsverfahrens (s.o. Ziffer 3.). Gleichwohl hielt es das BMVBW nicht für erforder- lich,   die EU-Kommission am 23.07.1999 hierauf hinzuweisen. Auf diese Weise wurde bei der EU-Kommission der Irrtum erzeugt, die Bundes- republik habe die Richtlinie fristgemäß per 01.12.2000 umgesetzt.





ii.) Erklärung des BMVBW-Vertreters  vor dem Innenausschuß des Bundesrates am 26.04. 2001: "die EU-Kommission habe die Umset- zung ultimativ angemahnt und eine Vertrags- verletzungsverfahren angekündigt".


                                      Am 26.04.2001 erklärte der Vertreter des BMVBW vor dem Innenausschuß des Bundes- rates, die EU-Kommission habe die Umset- zung der Richtlinie(n) ultimativ angemahnt und ein Vertragsverletzungsverfahren ange- kündigt. (Top 13 -II.-3. des Protokolls Druck- sache 248/01). Zur Aufklärung sollten folgende

















     
  Fragen

beantwortet werden:

1. Auf welche Weise (mündlich oder schriftlich) und falls schriftlich  mit welchen Schreiben hat

2. welcher Beamte der EU-Kommission

3. die Bundesrepbublik Deutschland ultimativ zur Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG angemahnt sowie ein Vertragsverletzungsverfahren ange- kündigt und

4. wann und mit welchen Schreiben wurden die anderen EU-Staaten, welche die Richtlinie am 15.04.2001 nach der Erinnerung vom 15.02.2001  noch nicht umgesetzt hatten, zur Umsetzung angemahnt?
Der zuständige Kommissionsbeamte hat jedenfalls dem Brüsseler EP-Abgeordnetenbüro erklärt, er habe keinen Druck auf die Bundesrepublik, die Richtlinie umzuset- zen, ausgeübt. Er betrachte die Einleitung eines Gesetz- gebungsverfahrens duch die Bundesrepublik als "bona-fide-Akt. Ein Vertragsverletzungsverfahren komme  erst nach der Feststellung zusätzlicher Verzögerungen außer- halb des üblichen Gesetzgebungsverfahrens in Betracht. 

d.)  Überschreitung der Umsetzungfrist der Richtlinie 94/56/EWG beim FLUUG um 2 Jahre

 

     
     Das FLUUG setzte 19i98 die Richtlinie 94/56/EWG vom 21.11.94 um. Wegen einer Überprüfung der Organisa- tionsstruktur des LBA und deren Umsetzung ergab sich eine Verspätung des EU-Umsetzungstermins 21.11.96 bis zum Inkrafttreten des FLUUG am 01.09.98 um fast 2 Jahre, 
  ohne daß die insoweit informierte Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren einleitete. 

e.)  Schlußbetrachtung
1.  Die Bundesrepublik hat durch ihre Erklärung vom 23.07.1999 gegenüber de Kommission der EG bis Ende März/Anfang April 2001 den falschen Eindruck erweckt und aufrecht erhalten, sie habe die Richtlinie 1999/35/EG umgesetzt.

2.  Das BMVBW hat die Eilbedürftigkeit der Gesetzes- änderung in seinem Schreiben vom 21.07.2000 sowie am 12.09.2000 und am 19.04.2001 mündlich mit der am 01.12.2000 ablaufenden bzw. abgelau- fenen Umsetzungsfrist der Richtlinie 1999/35/EG begründet und gegenüber dem Innenausschuß des Bundesrates am 26.04. erklärt, die EU-Kommission habe die Umsetzung ultimativ angemahnt und ein Vertragsverletzungsverfahren angekündigt. Dies ist dem zuständigen Kommissionsbeamten unbekannt.

3. Am 15.04.2001 hatten nur Italien, Spanien, Däne- mark und Großbritannien die Richtlinie 1999/35 um- gesetzt.

4. Großbritannien hat die Richtlinie hinsichtlich der Seeunfalluntersuchung –  wie nachstehend unter V.-2 ausgeführt - durch die Ergänzung seines Seeun- falluntersuchungsgesetzes um einen Absatz, Däne- mark ähnlich durch die Einarbeitung des Art. 12  der Richtlinie in eine "Order" (Verordnung) erfüllt.

_____________________________________________

V.   Wie kann das SeeUG dem internationalen Standard angepaßt werden?
Als „Minimalregelung“ durch die Ergänzung des § 2 Abs.1 SeeUG um den folgenden Satz 3:



     

§ 2 Abs.1 Satz 3 SeeUG: „Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachten- den Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regeln des  IMO-Codes A.849(20) für die Unter- suchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen. 

1.  Minimallösung
Die vorgenannte Regelung würde als „Minimalregelung“ ausreichen, um den Anforderungen der EU an die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG zu entsprechen und zugleich dem Zusammenarbeitsgebot des Art. 94 Abs.7 S.2 SRÜ den erforderlichen Rahmen geben.Zu erwägen wäre, bei dieser Gelegenheit § 24a SeeUG aufzuheben und § 1 Abs.2 SeeUG entsprechend zu er- gänzen.



























   Dieser Auffassung scheint jetzt auch auch das BMVBW  zu sein. Denn es vertritt neuerdings im Schrei- ben an die EU-Kommission vom 23.04.2001 (s.o. IV.-4.-c.-ii.), die Auffassung, "im Prinzip" erfülle § 24a SeeUG die Anforderungen der Richtlinie 1999/ 35/EG. 




















   

    2. Regelung in Großbritannien















       Großbritannien hat die Richtlinie 1999/35/EG durch „The Merchant Shipping (Mandatory Surveys for Ro-Ro-Ferry and High Speed Passenger Craft) Regulations 2001“ vom 16.02.2001 umgesetzt. 

























   Die Umsetzung bezüglich der Seeunfalluntersuchung (Art.5 und 12 der Richtlinie) erfolgte durch eine Ergän- zung der „The Merchant Shipping (Accident Reporting and Investigation) Regulations 1999“ um folgenden Absatz 8 des § 6:











         





                                                „Soweit von einer Untersuchung nach diesem Gesetz ein RoRo-Fahrgastschiff oder ein Fahrgast-Hochgeschwin- digkeitsfahrzeug betroffen ist, auf welches die Richtlinie 1999/35EG über ein System verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahr- gastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeu- gen Anwendung findet, soll der Chief Inspector 
 es einem Staat mit einem erheblichen Interesse, welcher Mitglied der EU oder der EEA ist, ermöglichen, an der Untersuchung teilzunehmen oder während der Untersuchung mit ihm zusammenzuarbeiten“.














      Großbritannien vertritt demnach anders als das BMVB 
  nicht die Auffassung, der IMO-Code sei gem. Art. 94 Abs.5 SRÜ allgemein verpflichtend. Denn der IMO-Code wird in § 6 Abs.8 nicht erwähnt. 

3.   Regelung  in Dänemark  

In Dänemark kann das zuständige Ministerium gem. § 4 Abs.3 des Dänischen "Safetety at Sea Act" im Bereich der Seeunfalluntersuchung z.B. Regelungen über die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden bis zum Abschluß der Untersuchungen erlas- sen. Hiervon wurde in der "Order No.78" vom 28.01.2000 über die Untersuchung von Seeunfällen Gebrauch gemacht und darauf verwiesen, daß der Artikel 12 der Richtlinie 1999/35/EG anzuwenden ist, falls die entspre- chenden Schiffstypen betroffen sind. Im übrigen wurden die Bediensteten der Seeunfalluntersuchungsbehör- de angewiesen, den IMO-Code zu befolgen.  





       







   
Da nach deutschem Recht die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG durch eine Verordnung nicht möglich ist, würde eine der dänischen Regelung entsprechende gesetzliche Regelung in Deutschland in etwa folgenden Wortlaut haben:













"Das Seeamt hat bei der Untersuchung von Seeunfällen im Rahmen der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland gem.  Art.12 der Richtlinie 1999/35/EG ... (Inhalt des Art.12).... anzuwenden".






 

   4. Einarbeitung des IMO-Codes in das SeeUG?
Nicht ganz einfach ist es, die sich auf die Zusammen- arbeit zwischen Staaten beziehenden Regelungen des Codes „im Rahmen der Rechtsordnung“ der Bundes- republik umzusetzen. Die unter Ziffer 1. dargestellte „Minimallösung“ verpflichtet die Seeämter, den IMO-Code unter Beachtung der Verfahrens- und Rechtsbehelfs- möglichkeiten der Beteiligten, datenschutzrechtlicher Aspekte und der sich aus dem IMO-Code ergebenden Rechte der am Verfahren beteiligten „Staaten mit einem erheblichen Interesse“ zu „verknüpfen“. Hier sollte man nicht nur den Seeämtern zur Arbeitserleichterung, sondern allen Beteiligten und „Staaten mit einem erheblichen Interesse“ gem. Ziffer 4.11 des IMO-Codes im Interesse der Rechtssicherheit und Verfahrenseinheit- lichkeit einen gesetzlichen Regelungsrahmen zur Verfügung stellen.

VI.  Orientierung am FLUUG oder

am IMO-Code A.849(20) ?

1.  Orientierung am FLUUG

Warum sich der Regierungsentwurf am FLUUG orientiert, ist schwer nachzuvollziehen, es sei denn, man geht davon aus, daß in einem nächsten Schritt geplant ist, die Bundesstellen für Seeunfall- und Luftunfalluntersuchung „unter einem Dach“ zu vereinigen und deshalb durch im wesentlichen identische Verfahrensvorschriften bereits jetzt  „die Weichen“ gestellt werden sollen.

Aus dem BMVBW war zu vernehmen, für die Übernahme von Vorschriften des FLUUG spreche, daß bei den Beratungen zum FLUUG (z.B. bei den  datenschutzrecht- lichen Regelungen) der Sachverstand anderer Ressorts mit herangezogen worden und in die Regelungen des FLUUG eingeflossen sei. Das ist hervorragend. Denn anläßlich der Einarbeitung des IMO-Codes A.849(20) in das SeeUG können (wie im Alternativentwurf geschehen) einzelne Regelungen des FLUUG (z.B. Regelungen des Datenschutzes und der funktionellen Unabhängigkeit des Bundesoberseeamtes und der Seeämter) in das SeeUG übernommen werden.

2.  Orientierung am IMO-Code A.849(20)

Am 27.11.1997 nahm die Vollversammlung der IMO den Code A.849(20) über die Untersuchung von Unfällen und Vorkomnissen auf See, am 25.11.1999 dessen Erwei- terungen um den Anhang 2 (Richtlinien für die Unter- suchung menschlicher Einflußfaktoren bei Unfällen und Vorkommnissen auf See) an (vergl. Ziffer IV.-2).

3. Umsetzung des IMO-Codes oder des FLUUG im Regierungsentwurf?
Der Regierungsentwurf setzt den IMO-Code nur unzurei- chend bzw. ähnlich auf der Grundlage von Regelungen des FLUUG um. Das BMVBW setzt in seinem Entwurf mit einigen Ausnahmen wie z.B. in den §§ 1 Abs.2 Nr.1 bis 5, 16 und 19 Abs.1 und 2 nicht in erster Linie den IMO-Code um, sondern

a.) erklärt in § 18 z.B., daß die Begriffe „Staat mit erheblichem Interesse“, „federführender Staat“ und „Seeunfall“ in den §§ 11, 14, 16 und 17 die gleiche Bedeutung haben, wie im IMO-Code (dort Ziffern 4.11, 4.10 und 4.1 – s.a. Art.12 Abs.2 R 1999/35 EG);

b.) verzichtet auf die Übernahme der Begriffs- bestimmungen der Ziffer 4. des IMO-Codes, was zu vermeidbaren Auslegungs- und Abstimmungs- problemen mit dem Ausland führen kann und sogar von dem Hamburger Verfechter der "BMVBW-Bundesstellenlösung" H.J. Röper in einer Anmerkung zum Alternativentwurf vom 13.06. als "schwerer Mangel" gerügt wurde. H.J. Röper beanstandet auch zu Recht, daß das SUG anstelle der vom IMO-Code und der Richtlinie 1999/35/EG verwendeten Begriffe "Seeunfall" und "Vorkommnis auf See" die Begriffe "schaden- oder gefahrverursachende Vorkomm- nisse" verwendet und damit erheblich zur Verwirrung beitrage;

c.) nimmt auch in den Fällen, in denen  Regelungen des IMO-Codes unproblematisch hätten umgesetzt werden können, auf dem IMO-Code ähnliche Regelungen des FLUUG Bezug (z.B. bezüglich der Zusammenarbeit mit anderen Staaten auf die §§ 5 und 14 FLUUG anstatt auf Ziffer 9 des IMO-Codes; hinsichtlich der Untersuchungsberichte auf  § 18 FLUUG anstatt auf Ziffer 14 des IMO-Codes etc.);

d.) verlangt gem. § 15 Abs.1 Regierungsentwurf i.V.m. § 18 FLUUG im Untersuchungsbericht abweichend von Ziffer 14.2.6 des IMO-Codes keine Darlegung des "menschlichen Versagens". Dies ist aber besonders wichtig, weil 80 % der Seeunfälle auf menschlichem Versagen beruhen und aus der Angabe des Fehlverhaltens (fehlerhaftes Verhalten gem. § 18 SeeUG bzw. Nichtbeachtung der in der Schifffahrt gebotenen Sorgfalt gem. § 2 Abs.11 des Alternativentwurfs) die Abweichung vom Normverhalten und damit die für die Vermeidung künftigen Fehlverhaltens wichtigen  Lern- und Lehreffekte gewährleistet werden müssen. 

Zwar ist der IMO-Code nur ein Verhaltenskodex und nur im Rahmen unserer Rechtsordnung umzusetzen. Wenn unsere Rechtsordnung jedoch die Umsetzung von Regelungen des IMO-Codes unproblematisch zuläßt, sollte hiervon auch Gebrauch gemacht werden, um nicht vermeidbare Auslegungsprobleme und Streit mit anderen Seeunfalluntersuchungsorganisationen zu vermeiden. Anscheinend hat das BMVBW das Ziel des IMO-Codes, durch ein einheitliches Vorgehen der Staaten zu deren Zusamenarbeit beizutragen, noch nicht begriffen.  Dies ergibt sich auch daraus, daß - abwei- chend vom IMO-Wunsch-Standard IMO-Code der Abschnitt 2 = Untersuchungen bei der Sicherheits- vorsorge durch verantwortliche Personen" in das SUG aufgenommen wurde. Dies entspricht nicht dem internationalen Standard, hat in einem Seeunfall- untersuchungsgesetz, wie die Gesetze anderer Staa- ten zeigen, nichts zu suchen und mag an anderer Stelle, z.B. in der Verordnung über die Sicherheit der Seefahrt,  geregelt werden!

4.  Konzipierung einer EU-Seeunfall-Untersuchungs-Regelung

Die Kommission der EU hat am 06.12.2000 eine Ver- ordnung zur Einrichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs vorgeschlagen 
, deren Artikel 2 Ziffer 1.-e) u.a. die Konzipierung eines ge- meinsamen Verfahrens der Mitgliedstaaten zur Unter- suchung von Seeschifffahrtsunfällen vorsieht. Für den Bereich der Seeunfalluntersuchung sind 4 Mitarbeiter eingeplant. Es liegt auf der Hand, daß sich die EU nur am IMO-Code orientieren wird und die nächste Gesetzes- änderung absehbar ist, falls sich die Bundesrepublik am FLUUG und nicht am IMO-Code orientiert.
VII.   Wessen Verhalten kann Gegenstand einer Seeunfalluntersuchung sein?

„Beteiligte“ bzw. vom Verfahren „Betroffene“ sind alle natürlichen und juristischen Personen, rechtsfähige Vereinigungen und Behörden, deren Verhalten nach Lage des Falles Gegenstand der Seeunfalluntersuchung sein kann. Hierzu gehören z.B. der Kapitän, die Wachoffiziere und Ingenieure, Lotsen, die Reedereien, Werften,  Klassifikationsgesellschaften, maritime Ver- kehrssicherungsdienste sowie Inhaber des Sportboot- führerscheins.














______________________________________________





VIII.     Rechtliche Einordnung der Untersuchungsverfahren SeeUG und Regierungsentwurf

1.  SeeUG

Bei diesem Verfahren handelt es sich gem. § 10 SeeUG = § 5 des Alternativentwurfs um ein Verwaltungsverfah- ren im Sinne des VwVfG.
2.  Regierungsentwurf

a.)  „Bezugnahme“-Gesetz

Der Regierungsentwurf orientiert sich am „Vorbild“ des FLUUG vom 26.08.98 und nimmt Bezug auf

a. Regelungen des FLUUG (§ 15);

b. drei  dem IMO-Code entstammende Begriffe (§ 18);

c. die in der Anlage aufgeführten und

d. durch Verordnung gem. § 2 Abs. 2 änderbaren inter- nationalen seefahrtbezogenen Untersuchungsrege- lungen.

Folge: Der Entwurf ist unübersichtlich und nicht rechtsanwenderfreundlich.

b.)  Rein fachlich-technisches Untersuchung

Die Untersuchung nach dem geplanten SUG ist gem. § 15 Abs.1 SUG i.V.m. § 8 FLUUG 
 und dem von diesem umgesetzten Art. 1 der Richtlinie 94/56/ EG des Rates vom 21.11.94 
 sowie der amtlichen Begründung zum FLUUG 
  eine rein fachlich-technische Untersu- 

chung. Es handelt sich um ein Verfahren eigener Natur und Prägung, welches mit keinem anderen institu- tionalisierten Verfahren vergleichbar ist, mit einem Maximum an freien Gestaltungungsmöglichkeiten und an einem Optimum an Befugnissen der Untersuchungsstelle zur möglichst unbeeinflußten und ungestörten  (von wem ?) Feststellung der Unglücksursachen. 
 Im  Untersu- chungsbericht werden die  zusammengetragenen Fakten unter allein technisch-betrieblichen Kausalfolgerun- gen bewertet und in einen logisch-systematischen Zusammenhang gebracht 
.

c.)   Keine Berücksichtigung menschlicher Einfluß- faktoren! 

Ein von der Konzeption her als  rein fachlich-tech- nische Untersuchung ausgestaltetes Verfahren wie das SUG/FLUUG-Verfahren ist jedoch nicht das richtige Untersuchungsverfahren für jene 80 % der Seeunfäl- le, welche auf „menschliches Versagen“ zurückzu- führen sind. Für die richtige Beurteilung des menschlichen Fehlverhaltens und der diesem zugrunde liegenden Umstände ist der Sachverstand der Beisitzer „aus der Praxis“ von erheblicher  Bedeutung.

Die IMO vertritt unter den Ziffern 1.3. und 1.4. des  An- hangs 2 zum IMO-Code die Auffassung,  daß sich der Schwerpunkt der Sicherheitsvorschriften der interna- tionalen Schifffahrt bislang auf technische Vorschriften für den Entwurf und die Ausrüstung von Schiffen konzentriert habe und sich mehr in Richtung einer Anerkennung und umfassenden Würdigung der Bedeutung menschlicher Einflußfaktoren für die Sicherheit auf See hin zu orientieren habe. In allen Bereichen der Schifffahrt - also auch und insbesondere bei der See- unfalluntersuchung!
Schlußfolgerung

Hieraus ergibt sich in Verbindung mit  dem Anhang 1 zum Anhang 2 des IMO-Codes 
 die Anforderung der IMO, bei einer Seeunfalluntersuchung das menschliche (Fehl)-verhalten und die das Fehlverhalten begüns- tigenden Umstände
nicht

aa)
in einem „betrieblich-technischen Verfahren“ wie dem SUG/FLUUG unter Abschaffung der für die korrekte Aufklärung der Ursachen wichtigen Mitwirkungs-, Verfahrensrechte und Rechts- behelfsmöglichkeiten   der Beteiligten, 

sondern

bb.)
in einem auch vom Verkehrsausschuß des Bun-desrates geforderten rechtsstaatlichen Ver- fahren 
 unter Mitwirkung der Beteiligten zu untersuchen, wobei. 

ab) die sich aus einem Juristen mit der Befähigung zum Richteramt 
 als Vorsitzenden, einem erfahrenen Kapitän als ständigem Beisitzer und sachkundigen ehrenamtlichen Beisitzern 
 aus der Praxis zusammensetzenden und gem. § 9 Abs.9 des Alternativentwurfes der ständigen Fortbildung unterliegenden Untersuchungsaus- schüsse  der Seeämter

ac) den eingangs genannten Anforderungen der IMO am besten entsprechen!  

Anläßlich eines Vortrages zur Reform der Seeunfall- untersuchung wies das Vorstandsmitglied des Germa- nischen Lloyd (GL)  Herr Dr. Payer am 19.04. darauf hin, daß rund 80 % der Seeunfälle auf „menschliches Versa- gen“ zurückzuführen sind. Sodann erklärte Herr Dr.Payer „für die Untersuchung der restlichen 20%“ (technisches Versagen) sind wir ( die Techniker, nicht der GL als solcher) zuständig“. Der Erklärung von Herrn Dr. Payer ist uneingeschränkt beizupflichten.

d.)   Keine Verordnungsermächtigung gem § 2 Abs.2 Regierungsentwurf!

Anders als bei technischen Sicherheitsvorschriften sollte dem Gesetzgeber die Umsetzung der seltenen Ände- rungen (s.o. Ziffer IV.) internationaler seefahrtbezogener Untersuchungsregelungen vorbehalten bleiben. Dies ist nicht nur aus Gründen der Transparenz staatlichen Handelns (s.o. Ziffer IV.-4.-b. bis e.), sondern auch wegen des großen öffentlichen Interesses der von den Regelungen Betroffenen erforderlich. Die künftige EU-Regelung  (s.o. Ziffer VI.-4.) sollte keinesfalls gem. § 2 Abs.2 Regierungsentwurf durch eine Verordnung, sondern erst nach einer breiten Diskussion in der Öffentlichkeit unter Beteiligung des Bundesrates in das Gesetz aufgenommen werden.
IX.   Verfahrens- und Mitwirkungsrechte der Beteiligten 
1. SeeUG

Beim SeeUG handelt es sich um ein Verwaltungsver- fahren nach dem VwVfG. Den Beteiligten stehen  im Seeamtsverfahren die sich aus dem VwVfG ergebenden Rechte Beteiligter zu, insbesondere das Recht,  Akteneinsicht zu nehmen (§ 29 VwVfG), sich durch einen Beistand vertreten zu lassen (§ 14 VwVfG), Angaben oder bei Bedarf auch keine Angaben zur Sache zu machen, Beweismittel anzugeben (§ 26 VwVfG), Beweisanträge zu stellen (§ 24 Abs.1 VwVfG) und in denjenigen Fällen, in denen die Wahrung der Interessen der Beteiligten es erfordert, auch außerhalb der mündlichen Verhandlung zu Beweisaufnahmen herangezogen zu werden (Kopp/Ramsauer, VwVfG, 7. Aufl., § 26 Rdn.8). Gem. § 6 Abs.2 des

Alternativentwurfes

sind die Beteiligten zusätzlich auf bestimmte, sich aus dem VwVfG und § 9 Abs.4. des Alternativentwurfes ergebende Rechte hinzuweisen. Gerade ausländische Beteiligte und einfache Seeleute ohne Rechtsbeistand kennen ihre Rechte in der Regel nicht und es erscheint nicht immer ein die Beteiligten auf ihre Rechte hinweisender Anwalt der P&I-Versicherer zeitlich vor den Untersuchungsbehörden.

Im US-Seeunfalluntersuchungsverfahren haben die Beteiligten folgende Rechte:

„Each designated party in interest at a marine casualty investigation, whether conducted by an I.O. or a marine board, shall be accorded all the rights set forth in 46 U.S.C. 6303. Specifically, those rights are to be represen- ted by legal counsel, to cross­examine witnesses, and to call witnesses in his or her own behalf. These rights should be explained at the beginning of the investigation and again, as necessary, when parties in interest are designated during the course of the investigation. A party in interest may be required to speak through a single representative“. 

Wenn eine bedeutende Nation mit einem allseits als vorbildlich anerkannten Seeunfalluntersuchungsver- fahren wie die USA die Notwendigkeit sieht, Beteiligte eines Seeunfalluntersuchungsverfahrens vor ihrer ersten Anhörung bzw. Vernehmung auf ihre wichtigsten sich aus dem Gesetz ergebenden Rechte hinzuweisen, sollte sich auch die Bundesrepublik einer entsprechenden Regelung nicht verschließen. 
2. Regierungsentwurf

a.)   Verfahren vor dem Berechtigungsentziehungs- Seeamt

Der Regierungsentwurf räumt den Beteiligten die o.g. Mitwirkungsrechte des VwVfG nur im Berechtigungs    (-entziehungs)-verfahren vor den Seeämtern ein.

b.)   Verfahren vor der Bundesstelle

Im Verfahren der geplanten Bundesstelle für Seeun- falluntersuchung haben die Beteiligten nur Aussage- verweigerungsrechte gem. § 15 Abs.1, 6 Reg. Entw.SUG i.V.m. § 16 Abs.3 S.2 FLUUG und die sich aus den §§ 17 und 22 FLUUG ergebenden Rechte.

Vor Abschluß eines Untersuchungsberichtes ist gem. § 15 Abs.1 SUG je nach Lage des Falles den in §  17 Abs.1 FLUUG genannten Verantwortlichen Gelegenheit zu geben, sich schriftlich zu äußern. Begründete wesentliche Stellungnahmen (was begründet und wesentlich ist, entscheidet die Bundesstelle) sind gem. § 17 Abs.2 FLUUG im endgültigen Untersuchungsbericht zu berücksichtigen. Abweichende Stellungnahmen sind gem. § 17 Abs.2 FLUUG nur dann dem Bericht als Anhang beizufügen, wenn sie von einem bevollmäch- tigten Vertreter eines an der Untersuchung beteiligten Staates abgegeben wurden.

Gem. § 22 FLUUG wird den in § 17 FLUUG genannten Verantwortlichen die Möglichkeit eingeräumt, frühestens 6 Monate nach der Fertigstellung des Untersuchungs- berichtes wesentliche neue Tatsachen vorzubringen und die Wiederaufnahme des Untersuchungsverfahrens zu beantragen.

Von einem Verfahren betroffenen Klassifikationsgesell- schaften wie dem Germanischem  Lloyd (GL) stehen die Rechte gem. §§ 15 Abs.1 Regierungsentwurf i.V.m.  § 17 FLUUG bzw. § 22 FLUUG nicht zu, weil sie keine Aufsichtsbehörden im Sinne des § 17 FLUUG sind.  

c.)  Warum Ausschluß der Rechte der Beteiligten im Untersuchungsverfahren vor der Bundesstelle?
Der Grund des tiefgreifenden Ausschlusses der Beteiligungsrechte Verantwortlicher ist schwer nachzu- vollziehen. Vielleicht ist er damit zu erklären, daß nach der amtlichen Begründung 
 derartige Einflußnahmen und Störungen ausgeschlossen werden sollen und z.B. Beweisanträge der Verantwortlichen und ihrer Anwälte, wie sie z.B. im geltenden Seeunfalluntersuchungs- verfahren gem. § 24 Abs.1 VwVfG möglich sind, als Stö- rung des Verfahrens betrachtet werden. Das betrieblich- technische Untersuchungsverfahren des FLUUG ist nicht auf die auf allen Ebenen unseres modernen demokratischen Staatswesens üblichen bürgerlichen Mitwirkungsrechte eingerichtet. Hier wird hoheitlich-technisch, ungestört und unbeeinflußt von dem, was die Betroffenen bei entsprechender Ausgestaltung ihrer Mitwirkungsrechte zur Aufklärung der Unfallursachen beitragen könnten, untersucht. Ein derartiges Verfahren ist wirklich einzigartig!

d.)  Herausragende Bedeutung der Feststellung der Unfallursachen
In dem Verfahren der Bundesstelle werden die Fest- stellungen über die Unfallursachen und damit zu- gleich auch ggf. Inzidententscheidungen (vergl. Ziffer X.-3.-b.) über die Unfallursache „menschliches Versagen“ mit den sich hieraus für die Beteiligten (vergl. Ziffer VII.) möglicherweise ergebenden erheb- lichen Konsequenzen getroffen.

e.)   Das Verwertungsverbot des § 19 Abs.4 Reg.Entw. SUG

Von den Untersuchungsführern der Bundesstelle befragte Beteiligte brauchen sich auch nicht erhoffen, daß Ihnen das Verwertungsverbot des § 19 Abs.4 Regierungs- entwurf z.B. im Verfahren vor dem „Patententziehungs-Seeamt“, im Strafverfahren oder einem  Zivilverfahren helfen wird. 

In der amtlichen Begründung zum Regierungsentwurf wird zu § 24 Regierungsentwurf auf Seite 104 ausgeführt:

„Da es sich (bei der Prüfung durch die WSD) lediglich um eine Vorprüfung handelt, wird die WSD in der Regel auch den Bericht der Bundesstelle abwarten..(ausgenommen klare Sachverhalte wie z.B. erwiesener Trunkenheit)“...  .
Durch Akteneinsicht gem. § 15 Abs.1 Reg.Entw. SUG  i.V.m. § 26 Abs.3 FLUUG erlangen Gerichte und Behörden einschließlich des nach dem Regierungsent- wurf nur noch für Berechtigungs(entzie- hungs)angele- genheiten zuständigen Seeamtes Kenntnis vom Ermitt- lungsergebnis des Untersuchungsverfahrens der geplan- ten Bundesstelle. Da sich die Aussagen aber in der Akte und die sich hieraus ergebenden Schlußfolgerungen im Untersuchungsbericht befinden, wird das Seeamt bzw. die Staatsanwaltschaft oder jedes Gericht in Kenntnis der Aussage die entsprechenden Schlußfolgerungen ziehen und ebenso wie Anwälte Dritter in Folgever- fahren die erforderlichen Fragen stellen und Beweis- mittel einsetzen. Das Verwertungsverbot mag zwar im Interesse der Ursachenaufklärung gut gemeint sein, ist aber ein „stumpfes Schwert“.  Denn die Beteiligten verweigern in der Regel spätestens nach anwaltlicher Beratung zunächst einmal die Aussage, um sich nicht selbst zu belasten. Jeder Anwalt, der seinem von einem Seeunfalluntersuchungsverfahren der geplanten Bundes- stelle betroffenen Mandanten im Hinblick auf die Regelung des § 19 Abs.4 Regierungsentwurf empfiehlt, seine Kenntnisse uneingeschränkt zu offenbaren, sollte gleich „die Robe an den Haken hängen“ oder seinen Haftpflichtversicherer informieren.

Auch Erfahrungen aus dem Ausland zeigen, daß die Beteiligten keinesfalls aussagefreudig sind. So haben z.B. weder der Kapitän noch die Wachoffiziere in der von der US-Coastguard wegen der Strandung des panama- ischen Frachters „New Carissa“ in einer von der US-Coastguard nach dem IMO-Code durchgeführten „One-Man-Formal-Investigation“ die zur Aufklärung des Falles gewünschten verwertbaren Aussagen gemacht. Der Fall hatte in den USA wegen nicht unerheblicher Umweltschä- den – ähnlich wie die Strandung des Holzfrachters „Pallas“ in der Bundesrepublik - große Aufmerksamkeit erzeugt.

X.     Rechtsbehelfe der Beteiligten

1.   Gegen Sprüche der Seeamtes nach dem SeeUG

a.)  Widerspruchsverfahren vor dem Bundesobersee- amt 

Gegen Sprüche des Seeamtes, welche nicht nur Feststellungen über die Ursachen des Seeunfalls gem. § 17 Abs.2 Nr.1, sondern zusätzlich

aa.) die Entscheidung, daß ein „fehlerhaftes Verhal-

ten“ eines Beteiligten vorliegt (§ 17 Abs.2 Nr.2 SeeUG) oder

bb.)
zusätzlich eine  die Berechtigungsausübung (Pa- tent, Sportbootführerschein) betreffende Entschei- dung enthalten (§ 17 Abs.2 Nr.3 SeeUG), 

kann Widerspruch eingelegt werden. Über den Widerspruch entscheidet gem. § 21 Abs.1 SeeUG der sich aus einem Vorsitzenden, einem Ständigen Beisitzer (Kapitän) und 3 ehrenamtlichen Beisitzern  zusammen- setzende Widerspruchsausschuß des Bundesobersee- amtes.

c.) Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

Gegen die Entscheidung des Widerspruchsausschusses ist gem. § 23 SeeUG der Verwaltungsgerichtsweg ( eine Tatsacheninstanz und ggf. Revision vor dem BVerwG) vor der Kammer für Seeunfallsachen des Verwaltungs- gerichtes Hamburg eröffnet. Da die Entscheidung des Bundesoberseeamtes als gutachterliche Stellungnahme zu werten ist, hat das Verwaltungsgericht lediglich zu überprüfen, ob die Entscheidung des Bundesobersee- amtes gegen geltendes Recht verstößt, weil bestehende rechtliche Bindungen nicht beachtet wurden (Verfahrens- fehler, Verkennung des richtigen Lebenssachverhaltes, Verletzung allgemein gültiger Bewertungsmaßstäbe, sachfremde Erwägungen) 
. 

2.  Gegen Sprüche  des Berechtigungsentziehungs-Seeamtes nach dem Regierungsentwurf

Nach dem Regierungsentwurf entfällt die derzeit beste- hende Möglichkeit, eine die Berechtigung betreffende Entscheidung des Seeamtes vom Widerspruchsaus- schuß des Bundesoberseamtes überprüfen zu lassen.  Im Verfahren nach dem Regierungsentwurf gibt es keinen Widerspruchsausschuß und kein Bundesoberseeamt.

Gem.  § 33 Regierungsentwurf müssen die Beteiligten gegen eine derartige Entscheidung des Seeamtes ohne ein vorhergehendes Widerspruchsverfahren gleich vor dem für den Sitz des Seeamtes zuständigen Verwal- tungsgericht (nach dem SeeUG: Kammer für Seeunfall- sachen des VG Hamburg) klagen. Berücksichtigt man jedoch die eingeschränkte Überprüfbarkeit der gutachterl- ichen Prognose des Seeamtes (vergl. hierzu Ziffer 1-b. a.E.), so fehlt den Beteiligten mit dem Wegfall des Widerspruchsverfahrens eine Tatsacheninstanz. 

Die in der Begründung des Regierungsentwurf zu § 33 vertretene Auffassung, der Ausschluß der Berufung werde im Interesse eines unverkürzten Rechtsschutzes der Betroffenen beseitigt , gewährt den Beteiligten nur theoretisch mehr Rechtsschutz. Denn bereits die Klage vor dem Verwaltungsgericht wird nur unter ganz engen Voraussetzungen (vergl. hierzu Ziffer 1-b. a.E.) Erfolg haben, so daß ein Berufungsverfahren nur in juristischen Exotenfällen Aussicht auf Erfolg haben wird. Schade, denn es wäre auch einmal positiv zu vermerken gewesen, wenn das BMVBW entgegen seiner üblichen Praxis, Mitwirkungs- und Rechtsbehelfsmöglichkeiten der Beteiligten abzuschneiden, auch einmal die Rechte der Beteiligten effektiv gestärkt hätte. 

3.   Gegen Untersuchungsberichte der Bundesstelle nach den Regierungsentwurf

a.)  3 Beispiele von Untersuchungsberichten mit der Feststellung  „menschliches Versagens“:

A..
  BFU (Deutschland)

Untersuchungsbericht 3X251-0/99 von Nov.99.

Kollision eines Airbus A310 mit einer Boing B 737-500 auf dem Verkehrsflughafen Frankfurt

„Die Entscheidung der Airbus-Besatzung, auf der Rolleitlinie weiter zu rollen, erwies sich durch die Berührungen der beiden Flugzeuge als fehlerhaft. In dem Zeitraum, in dem ein Anhalten noch möglich gewesen wäre, war die Airbus-Besatzung durch Sprechfunkverbindung abgelenkt.“

B.
  AAIB (United Kingdom) 

Aircraft Accident Report Nr: 2/2000 (EW/C99/1/2)

Absturz beim Landeanflug.

Die Besatzung hatte die Beladungs- und Balance-Grenzen nicht beachtet, Ladeplan und Beladung nicht miteinander verglichen, dem Beladungsteam keine schriftlichen Anweisungen gegeben. Der Flugkapitän hatte den hinteren Teil des Laderaums vor dem Abflug nicht  kontrolliert. Die Crew erhielt von der Fluggesellschaft nicht die erforderlichen schriftlichen Beladungsvordrucke und –instruktionen und wurde unzureichend im Beladungsmanagement trainiert.

C.   US-Coastguard  (USA) 
 

One-Man-Formal Investigation 16732/MC99001761- Rep. v.16.09.99 – Untersuchung auf der Grundlage der IMO-Codes A.849(20)

Strandung des vor der Küste ankernden panama- ischen Frachtes New Carissa mit erheblicher Um- weltverschmutzung.

Hauptursächlich für die Strandung war der Fehler des Kapitäns, sich nicht richtig über die vorhersehbaren Wetter- und Seebedingungen zu informieren und die richtige Art, zu ankern. Der 1. und 3. Offizier sind nachlässig Ankerwache gegan- gen.

b.) In Untersuchungsberichten enthaltene „Inzident- entscheidungen“

Aus den vorgenannten drei Fällen wird folgendes ersichtlich: 

Ist „menschliches Versagen“ unfallursächlich, muß dies zwangsläufig bei allen Seeunfall- und Flugunfallunter- suchungen festgestellt werden. Mit der Feststellung ist jedoch die Inzidententscheidung über das „menschliche Versagen“ des Beteiligten verbunden und zwar auch bei der Feststellung der Unfallursachen nach dem FLUUG, dem Regierungsentwurf eines SUG, § 17 Abs.2 Ziffer 1 SeeUG und § 17 Buchstabe B Ziffer 2 dieses Alterna- tiventwurfes.

Den Rechtsbehelf des Widerspruchs mit dem sich hieran anschließenden Widerspruchsverfahren 
 vor dem Bundesoberseeamt, welches sodann auch die gutachterlichen Feststellungen des Seeamtes zur Unfall- ursache erneut überprüft., eröffnen indessen nur das SeeUG/der Alternativentwurf, weil bei diesen Verfahren über die gutachterlichen Feststellungen hinaus gem. § 17 Abs.2 Ziffer 2. SeeUG / § 17 Buchstabe B. Ziffer 3. Alter- nativentwurf Entscheidungen 
 über menschliches Fehlverhalten getroffen werden, gegen welche Wider- spruch eingelegt werden kann. 

c.)  Ursachenfeststellung als Gutachten ohne Rechts- behelfsmöglichkeit

Die Benennung der Unfallursachen in See- und Luftun- falluntersuchungsberichten wird von der RSpr. als Gut- achten eingestuft, dessen Aussagen nur dann mit einer (Leistungs-) Klage auf Widerruf vor den Verwaltungsge richten angegriffen werden können, wenn der Untersu- chungsbericht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widerspricht oder aus sonstigen Gründen rechtswidrig ist. 
  
  In diesem Zusammenhang ist zwar nicht für die Zulässigkeit, jedoch für den Erfolg der auf Widerruf gerichteten Leistungsklage z.B. der (drohende) Ver- lust des Arbeitsplatzes oder ein wirtschaftlicher Schaden der Reederei/der Werft unbeachtlich, da dem wegen seines „fehlerhaften Verhaltens“ gekündigten Seemann der Rechtsweg vor dem Arbeitsgericht, der Reederei/der Werft der Rechtsweg vor dem Zivilgericht zur Verfügung steht. 

Mangels Bindungswirkung des im Seeunfall-Unter- suchungsverfahren erstellen  Untersuchungsberichtes (Gutachtens) müßten bei fehlender Akzeptanz des Untersuchungsberichtes letztendlich die angerufenen Gerichte (Arbeitsgericht, Landgericht) klären, ob der Unfall tatsächlich durch „menschliches Fehlverhalten“ verursacht wurde.

d.)  Reedereien, Werften und Klassifikationsgesell- schaften als Beteiligte 

Es ist auch zu erwarten, daß zunehmend das Verhalten von Reedereien wegen der Nichtbeachtung von Regeln des ISM-Codes, von Werften wegen vermeintlicher Kon- struktionsmängel und von Klassifikationsgesellschaf- ten Gegenstand von Seeunfalluntersuchungsverfahren sein wird (s. hierzu aus dem Bereich der Luftfahrt den im Internet unter www.aaib.detr.gov.uk abrufbaren Bericht der britischen AAIB No. 2/2000 EW/C99/1/2 und im Falle der ESTONIA den Bericht der JAIC über das nach Auf- fassung der zwischenstaatlichen Untersuchungskommis- sion JAIC fehlerhaft konstruierte Bugvisier der ESTO- NIA , welcher die Werft veranlaßte, eine eigene Untersu- chungskommission einzusetzen, deren Bericht zu ganz anderen Ergebnissen kam.) 

4. Warum wird im SeeUG eine „Entscheidung“ über Fehlverhalten getroffen?
Durch die gesetzliche Vorgabe, das menschliche Fehlverhalten der Beteiligten nicht nur – wie von der IMO gefordert – in Abgrenzung zum technischen Versagen ausdrücklich bei den Unfallursachen zu benennen, sondern hierüber auch eine Entscheidung zu treffen, ergibt sich in Verbindung mit der Einräumung der Widerspruchsmöglichkeit gegen diese Entschei- dung gem. § 21 Abs.1 SeeUG bzw. § 25 Abs.1 Ziffer 1 des Alternativentwurfes die Möglichkeit der Überprüfung des dem Beteiligten zur Last gelegten Fehlverhaltens durch das Bundesoberseeamt, obwohl es sich bei der Entscheidung um keinen Verwaltungsakt im Sinne des VwVfG handelt.

Dieser Rechtsbehelf  wurde nach Erstellung eines Gutachtens des Präsidiums des BVerwG 
 u.a. auf Veranlassung des sog. "Vaters des SeeUG 1985" Herrn MR a.D. Dr. Wilhelm Lampe 
 zur Stärkung der Rechte der Beteiligten in das inhaltlich von Herrn Dr.Lampe maßgeblich gestaltete SeeUG vom 06.12.1985 aufge- nommen. Dieser Rechtsbehelf steht z.B. den Beteiligten in den Verfahren nach dem Flugunfall-Untersuchungs-Gesetz (FLUUG) und dem Seeunfalluntersuchungs- verfahren vor der Bundesstelle nach dem Regierungs- entwurf eines SUG nicht zur  Verfügung.

Das gegen die Feststellung des “fehlerhaften Verhaltens“ gem. § 17 Abs. 2 Nr.2 SeeUG vorgebrachte Argument, die Feststellung des „fehlerhaften Verhaltens“ diene der Suche nach dem „Sündenbock“ , verkennt die heraus- ragende Bedeutung der Entscheidung für den Rechtsschutz der Beteiligten. Durch entsprechende Verhandlungsführung des Seeamtsvorsitzenden kann dem Eindruck, es werde ein „Sündenbock“ gesucht, entgegengewirkt werden. Hilfreich wird in diesem Zusammenhang auch sein, daß sich durch die Erweiterung des Untersuchungsziels gem. § 3 Abs. 1 Ziffern 3. bis 5. des Alternativentwurfs ohnedies eine „Aufgabenverlagerung“ ergibt und die Entscheidung über die Nichtbeachtung der in der Schifffahrt gebotenen Sorgfalt = fehlerhaftes Verhalten gem. § 17 Abs.2 Nr.2 SeeUG = menschliches Versagen im Sinne der IMO-Terminologie nach Maßgabe der Regelungen des Alternativentwurfes nur in die für den jeweiligen Beteiligten bestimmte Ausfertigung des Untersuchungs- berichtes aufgenommen wird und nicht veröffentlicht wird.

Die Entscheidung über die „Nichtbeachtung der in der Schifffahrt gebotenen Sorgfalt“ dient dann unmißver- ständlich ihrem gesetzgeberischen Zweck: Beteiligten, deren unfallursächliches Fehlverhalten festgestellt wurde, das Rechtsmittel des Widerspruchs vor dem Bundes- oberseeamt und damit die Möglichkeit der  Überprüfung einer ihres Erachtens falschen Entscheidung vor dem Widerspruchsausschuß des Bundesoberseeamtes und ggf. einer anschließenden verwaltungsgerichtlichen Klage vor der Kammer für Seeunfallsachen des Verwal- tungsgerichtes Hamburg zu eröffnen.

XI.   Weshalb bei jedem Seeamt jeweils ein Ausschuß    für Seeunfalluntersuchung und für Berechtigungsangelegenheiten? 

1.  Unterschiedliche Untersuchungsziele

Von Bedeutung ist zunächst, daß sich die unterschied- lichen, aus den §§ 3 und 20 Abs.2 des Alternativ- entwurfes ergebenden Untersuchungsziele durch die Verfahrenstrennung nicht gegenseitig beeinträchtigen können, 
 andererseits aber die Mitglieder des Seeamtes ihre im Ausschuß Seeunfalluntersuchung ggf. gewon- nenen Kenntnisse im Interesse auch der Verfahrens- ökonomie und der Beteiligten verwenden können.

Man gestatte mir die Prognose, daß sich die Trennung der Verfahren „Ursachenermittlung“ und „Berechtigungs- entzug“ auf der Grundlage der durch Ziffer 2 Satz 1 und 2 des IMO-Codes vorgegebenen Untersuchungsziele inter- national immer mehr durchsetzen wird, auch wenn gem. Ziffer 2. Satz 3 und Ziffer 3. des IMO-Codes im Rahmen der jeweiligen Rechtsordnung der Staaten keine Beden- ken gegen die Durchführung einheitlicher Verfahren bestehen.

Nehmen z.B. „Staaten mit einem erheblichen Interesse“ an der Untersuchung teil, so kann sich der Unter- suchungsausschuß Seeunfalluntersuchung auf das sich aus § 3 ergebende Untersuchungsziel konzentrieren und – je nach Bedarf – als Ausschuß Berechtigungsangele- genheiten ohne die sich aus dem IMO-Code ergebenden Verpflichtungen tätig werden. Dies steht einer Zusam- menarbeit mit „Staaten mit einem erheblichen  Interesse“ selbstverständlich nicht entgegen.

Eine weitergehende Trennung wäre falsch.  Zwar wäre es z.B. auch möglich, den Untersuchungsausschuß Berechtigungsangelegenheiten anderweitig innerhalb der Organisationsstruktur des Bundesoberseeamtes, bei einer WSD oder beim BSH anzusiedeln. Hiergegen sprechen aber die Synergieeffekte, welche sich aus der Bearbeitung beider Untersuchungsziele durch zwei beim gleichen Seeamt gebildete Untersuchungsausschüsse (wie beim bisherigen einstufigen Verfahren) ergeben, insbesondere die schnellere und sicherlich auch quali- fiziertere Bearbeitung der bereits mit dem Seeunfall und den Beteiligten vertrauten Mitglieder des Seeamtes z.B. bei eilbedürftigen vorläufigen Maßnahmen gem. § 20 Abs.4  sowie Kostenersparnisaspekte.

2. Keine Untersuchung, weil diese im Ausland durch- geführt wurde

Das Erfordernis von 2 Ausschüssen ergibt sich auch aus § 4 Abs.3 des Alternativentwurfes bzw. den § 4 Abs.3 zu- grundeliegenden Ziffern 6.4 und 12.2 des IMO-Codes, wie aus dem nachstehenden Beispiel ersichtlich wird:       

Kollision in der Themse-Mündung. Beteiligt u.a. ein unter der deutschen Flagge fahrendes Schiff. Deutschland und Großbritannien als „Staaten mit einem erheblichen Interesse“ im Sinne des § 2 Abs. 7 Ziffern 1. und 2. einigen sich darauf, daß die britische „Marine Accident Investigation Branch“ (MAIB) die Untersuchungen als „federführender Staat“ im Sinne des § 2 Abs.6 durchführt und sich das zuständige Seeamt an der Untersuchung beteiligt. Der Untersuchungsbericht der MAIB ergibt, daß der Unfall u.a. darauf zurückzuführen ist, daß der Kapitän die in der Schifffahrt gebotene Sorgfalt nicht beachtet hatte, weil er „betrunken“ war. Das Seeamt ist mit dem Untersuchungsbericht der MAIB einverstanden. Gemäß § 4 Abs.3 müßte es im Rahmen des sich aus § 3 ergebenden Untersuchungsziels der Seeunfallunter- suchung keine Untersuchung mehr durchführen, obwohl es gem. § 4 Abs.3 hierzu berechtigt wäre. Es stellt sich jedoch im Rahmen des sich aus § 20 Abs.2 ergeben- den Untersuchungsziels der Gefahrenabwehr die Frage, ob dem Kapitän eine Eigenschaft fehlt, welche zur Berufsausübung als Kapitän erforderlich ist . Der Kapitän hat vor dem Seeamt zwei Möglicheiten:

A. Der Kapitän vertritt die Auffassung, der Untersu- chungsbericht der MAIB treffe nicht zu. Er sei nicht „betrunken“ gewesen. Sein Anwalt führt aus, der BAK-Wert sei nicht festgestellt worden. Die MAIB habe zwar alle technischen Angelegenheiten einschließlich der Auswertung des Voyage Data Recorders hervorragend analysiert, jedoch vom Kapitän angegebene wichtige Zeugen nicht vernom- men, Zeugenaussagen nicht richtig gewürdigt, da 1.,2.,3. etc. und ein Sachverständiger befangen gewesen sei. Schlußfolgerung: Da der Unter- suchungsbericht der MAIB in Deutschland keine Bindungswirkung entfaltet, sondern allenfalls als Gutachten eingestuft wird (s. hierzu Ziffer X.-3-c.),  müßte das Seeamt die Unfallursachen in einem gesonderten Verfahren feststellen, um eine Entschei- dungsgrundlage für die Beurteilung der Frage, ob dem Kapitän eine Eigenschaft fehlt, welche zur Berufsausübung als Kapitän erforderlich ist, zu erhalten. Sodann könnte das Seeamt ggf. über Maßnahmen des Berechtigungsentzuges (der Ge- fahrenabwehr) entscheiden.

B.
Der Kapitän erklärt sich damit einverstanden, daß der

Untersuchungsbericht der MAIB bei der Überprüfung der Frage, ob gegen ihn u.U. Maßnahmen des Berechtigungsentzuges erlassen werden, vom See- amt als inhaltlich richtig zugrunde zu legen ist  - ggf. „ohne Präjudiz für etwaige andere Verfahren“ wie z.B. Arbeitsgerichts-, Straf- und zivilrechtliche Verfahren. Schlußfolgerung: Dann wäre es unnötig, die Unfallursachen im Sinne des § 3 Alternativentwurf zu ermitteln. 

Es erscheint mir deshalb auch aus diesem Grund sach- gerecht, die Bereiche Seeunfalluntersuchung und Berechtigungsangelegenheiten künftig zu trennen und bei den Seeämtern jeweils einen Ausschuß für Seeunfall- untersuchung und einen Ausschuß für Berechtigungsan- gelegenheiten einzurichten, welche die gleiche Beset- zung im Sinne des § 9 Abs.1 haben. Der Ausschuß Be- rechtigungsangelegenheiten entscheidet dann 

1. über vorläufige Maßnahmen wie bisher das Seeamt und zwar unabhängig davon, ob das Seeamt oder ein anderer Staat „federführender Staat“ ist;

2. im vorgenannten Beispielsfall B. sowie

3. im vorgenannten Beispielsfall A., falls er zuvor als Untersuchungsausschuß „Seeunfalluntersuchung“ gem.  § 17 Abs.1 Buchstabe D. Ziffer 3. entschieden hat,  daß die Nichtbeachtung der in der Schifffahrt gebotenen Sorgfalt durch den Kapitän unfallur- sächlich war.
Entscheiden die Ausschüsse nach  mündlicher Verhandlung, können beide Verhandlungen ggf. nach einer Sitzungspause am gleichen Tage durch- geführt werden.
____________________________________

XII.   Mündliche Verhandlung und

Öffentlichkeit

1.   Mündliche Verhandlung

Wird noch ausgeführt

2.   Öffentlichkeit

Wird noch ausgeführt
3. Akzeptanz

Wird noch ausgeführt

XIII.  Mängel des Regierungsentwurfes

1.  Er setzt nicht vorrangig den IMO-Code A.849(20) als internationalen Wunsch-Standard der IMO, son- dern vornehmlich ähnliche  Regelungen aus der Flugunfalluntersuchung um (s.o. Ziffer VI.-3.);

2.  Er ist schwer lesbar und unübersichtlich (s.o. Ziffer VIII -2-a);

3.  das Untersuchungsverfahren vor der geplanten Bun- desstelle ist als rein fachlich-technisch konzipiertes Untersuchungsverfahren für diejenigen 80 % der Seeunfälle, welche auf „menschlichem Fehlver- halten“ beruhen, ungeeignet ist (s.o. Ziffer VIII–2-c,d);

4.  er schließt elementare bürgerliche Mitwirkungs- und Verfahrensrechte der Beteiligten in dem ge- planten Seeunfall-Untersuchungsverfahren vor der Bundesstelle aus (s.o. Ziffer IX-2-b);

5.  er berücksichtigt im Seeunfall-Untersuchungsverfah- ren vor der geplanten Bundesstelle durch die Ab- schaffung der ehrenamtlichen Beisitzer entgegen den Vorstellungen der IMO nicht den insbesondere für die Beurteilung der menschlichen Einflußfaktoren („human Factor“) wichtigen Sachverstand der ehrenamtlichen Beisitzer (s.o. Ziffer VIII-2-d) ;

6.  er schafft Rechtsbehelfsmöglichkeiten in Form eines Widerspruchsverfahrens vor dem Bundes- oberseeamt und eines sich ggf. anschließenden verwaltungsgerichtlichen Verfahrens ab; gegen die Untersuchungsberichte der geplanten Bundes- stelle ist auch in denjenigen Fällen, in denen die Bundesstelle inzident ein Fehlverhalten von Beteilig- ten festgestellt, in der Regel kein Rechtsbehelf gege- ben (s.o. Ziffer X-3-c);

7. die Möglichkeit, gegen Entscheidungen des    künftig nur noch für Berechtigungsangelegenheiten zuständigen „Patententziehungs-Seeamtes“       Widerspruch beim Bundesoberseeamt einzule- gen, wird abschafft; die vom Ministerium als „Verbesserung des Rechtsschutzes“ dargestellte neue Möglichkeit, gegen Entscheidungen der Ver-  waltungsgerichte künftig Berufung einzulegen, stellt nur „auf dem Papier“ eine Verbesserung dar (s.o  Ziffer X.2);

8. die Selbstkontrolle der Bundesstelle ist durch die Abschaffung der Mitwirkungs- und Verfahrens- rechte der Beteiligten, die Abschaffung der öf- fentlichen Verhandlung und der Kontrollin- stanzen „Bundesoberseeamt“ und Verwaltungs- gerichtsbarkeit  nicht mehr gewährleistet. 

Ein Beispiel

1.

Angenommen, Sie sind als Kapitän, Lotse oder Reeder Beteiligter eines Seeunfalls. Die Unfallursachen werden von der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung (nachfolgend als „Bundesstelle“ bezeichnet), in einer rein fachlich technischen Untersuchung ermittelt. Die technische Auswertung des Unfallgeschehens durch die Bundesstelle (Auswertung der Voyage-Data-Recorders, Ermittlung der Kurse und Geschwindigkeiten der beteiligten Schiffe vor der Kollision etc.) ist nicht zu beanstanden. Sie selbst haben keine Möglichkeit, Beweisanträge zu stellen und sich im Hinblick auf die korrekte Ermittlung der Unfallursachen aktiv am Untersuchungsverfahren der Bundesstelle zu beteiligten, da Sie im Verfahren – anders als im Verfahren nach dem SeeUG – nicht Beteiligter sind und keine Mitwir- kungsrechte haben. Die Bundesstelle vernimmt  zwar einige Zeugen.  Hiervon erfahren sie nichts. Sie oder Ihr Anwalt konnten also den Zeugen keine zur Aufklärung des Sachverhalts gebotenen Fragen stellen oder weitere Zeugen benennen. Denn das Verfahren läuft unter dem Ausschluß der Öffentlichkeit. Irgendwann erhalten sie – wenn die Bundesstelle das nach Lage des Falles für geboten hält – den Entwurf eines Untersuchungsberich- tes und dürfen eine vom Bericht abweichende Stellung- nahme abgeben. Ist diese nach Auffassung der Bundes- stelle begründet und wesentlich, so darf die Bundesstelle Ihre Stellungsnahme im Abschlußbericht berücksichtigen. 

2.

Sie erhalten den Abschlußbericht und sind der Meinung, daß dieser falsch ist. Ihnen sei – anders als im Bericht ausgeführt – kein Fehlverhalten anzulasten. Sie (als Reeder Ihr Kapitän)   hätten keinesfalls das von ihnen zur Vermeidung der Kollision gem. Regel 8-a) KVR eingeleitete Manöver unentschlossen, zu spät und nicht den Erfordernissen der guten Seemannschaft ent- sprechend ausgeführt, sondern in jeder Hinsicht der Regel entsprechend. Der Untersuchungsführer – ein ehe- maliger Kapitän wie Sie – habe nicht alle Zeugen ver- nommen,  den vernommenen Zeugen nicht die richtigen Fragen gestellt, einander widersprechende Zeugenaus- sagen nicht richtig gewürdigt und die Regel 8-a) KVR falsch ausgelegt (dafür waren früher beim Seeamt Volljuristen gemeinsam mit erfahrenen Beisitzern aus der Schifffahrt zuständig). Der Untersuchungsbericht wird selbstverständlich ohne Nennung Ihres Namens (u.a. auf der Internet-Homepage der Bundesstelle) veröffentlicht.

3.

Sie möchten gerne gegen die Feststellungen des Untersuchungsberichtes etwas unternehmen. Das ist problematisch. Denn der Untersuchungsbericht der Bundesstelle ist ein Gutachten und kein Verwaltungsakt, auch wenn er inzident die Entscheidung enthält, daß der Unfall darauf zurückzuführen ist, daß Sie gegen Regel 8-a) KVR verstoßen haben. Im Untersuchungsbericht steht zwar : „Der Seeunfall ist darauf zurückzuführen, daß der Kapitän des Schiffes „GERECHTIGKEIT“ gegen die sich aus Regel 8-a) KVR ergebende Verpflichtung verstoßen hat, ...  Kapitän waren ja Sie, das weiß jeder an der Küste und die Presse sowieso. Widerspruch gegen das Gutachten können Sie nicht einlegen. Denn es gibt nach dem Regierungsentwurf keinen Widerspruchsausschuß des Bundesoberseeamtes mehr. Eine auf Widerruf der falschen Feststellungen der Bundesstelle gerichtete      (Leistungs-)  Klage wird vor dem Verwaltungsgericht nur dann Aussicht auf Erfolg haben, falls der Untersuchungs- bericht der Bundesstelle den Grundsätzen der Verhältnis- mäßigkeit widerspricht oder aus sonstigen Gründen rechtswidrig ist. Solche „groben Schnitzer“ hat die Bundesstelle aber schon lange nicht  mehr und auch in ihrem Fall nicht gemacht. Na, dann haben Sie eben „Pech“ gehabt und müssen allen, die sich dafür interessieren, erzählen, daß der Bericht der Bundesstelle falsch war. Ob das wohl alle glauben ?

4.

Die WSD-Nordwest meint, aus dem Untersuchungsbe- richt der Bundesstelle würden sich hinreichende Anhalts- punkte dafür, daß Ihnen z.B. Ihr Patent zu entziehen sei, ergeben. Die WSD-Nordwest beantragt deshalb beim „Patententziehungs-Seeamt“, dies näher zu untersuchen. Endlich stehen Ihnen die gewohnten Mitwirkungsrechte nach dem VwVfG zur Verfügung. Leider können Sie jetzt die Entlastungszeugen, welche Ihnen im Verlaufe des Untersuchungsverfahrens vor der Bundesstelle noch zur Verfügung gestanden hätten und nicht von der Bundesstelle gehört wurden, nicht mehr präsentieren. Die befinden sich z.B. wieder auf den Philippinen, irgendwo an Bord oder sind unauffindbar. Das „Patententziehungs-Seeamt“ entzieht Ihnen deshalb Ihr Patent.

5.

Das gefällt Ihnen überhaupt nicht. Die Möglichkeit, gegen den Spruch des „Patententziehungs-Seeamtes“ Wider- spruch einzulegen und die nach Ihrer Ansicht falsche Entscheidung von dem sich aus einem Juristen als Vor- sitzenden, einem Kapitän als ständigen Beisitzer und drei sachkundigen, mit den Verhältnissen an Bord vertrauten ehrenamtlichen Beisitzern zusammensetzenden Wider- spruchsausschuß des Bundesoberseeamtes überprüfen zu lassen, haben Sie nicht mehr. Denn die Regierung hat das Bundesoberseeamt  ja abgeschafft. Früher, nach dem SeeUG, überprüfte das Bundesoberseeamt nicht nur die Frage, ob der Patententzug zu Recht erfolgte, sondern auch erneut die Frage, ob der Seeunfall durch Ihr Verhalten verursacht wurde.

Jetzt müssen Sie gleich klagen. Zuständig ist auch nicht mehr die Kammer für Seeunfallsachen des Verwaltungs- gerichtes Hamburg (die waren spezialisiert), sondern das für das örtliche zuständige „Patententziehungs-Seeamt“ zuständige Verwaltungsgericht. Da sitzen zwar keine früheren Berufskollegen von Ihnen als ehrenamtliche Beisitzer, sondern „nur“ Juristen. Die haben damit aber auch keine Probleme. Denn sie vertreten zu Recht die Auffassung, sie seien keine „Obergutachter“. Es sei nicht ersichtlich, daß das „Patententziehungs-Seeamt“ bei der Erstellung seines als „Eignungsgutachten“ zu wertenden Spruchs bestehende rechtliche Bindungen nicht beachtet habe. Ihre Klage wird abgewiesen. Wollen Sie gegen dieses Urteil  Berufung einlegen, auch wenn dies gem. § 33 Regierungsentwurf jetzt möglich ist ? Oder ist Ihnen durch diese Regelung möglicherweise nur „theoretisch“ mehr Rechtsschutz gewährt worden? Aha, also doch nur Theorie. Ein anderes Ergebnis wäre auch merkwürdig, da die Regierung im übrigen ja viele Mitwirkungs-, Verfahrensrechte und Rechtsbehelfsmöglichkeiten abge- schafft hat.

6.

Zwischenzeitlich haben Sie als Kapitän Ihren Arbeitsplatz verloren. Denn Sie sind auf Ihr Patent angewiesen (als Lotse düften Sie nicht mehr lotsen). Ihr Reeder hat Ihnen nicht zuletzt wegen des für Sie nicht schmeichelhaften Untersuchungsberichtes der Bundesstelle gekündigt und hat Probleme, seinen Kollisionsschaden beim Kollisions- gegner durchzusetzen. Glücklich sind also weder Sie noch Ihr Reeder. Aber: Zum Glück gibt es unsere Gerich- te und Rechtsanwälte. Beide kosten Sie zwar viel Geld, aber vielleicht tritt ja Ihr Rechtsschutzversicherer ein.

Sie lassen jetzt die wirklichen Ursachen des Unfallher- gangs vom Arbeitsgericht, Ihr Reeder im Kollisionsprozeß vor dem Landgericht feststellen. Gerichte und Anwälte haben jetzt viel mehr zu tun als früher, da - anders als früher die Sprüche des Bundesoberseeamtes - die Unter- suchungsberichte der Bundesstelle von den Beteiligten weniger akzeptiert werden und die Anwälte auch als  Vertreter von Flaggenstaaten an den Untersuchungen der Bundesstelle mitarbeiten.  Die Gerichte ziehen natür- lich die Akte der Bundesstelle zu Informationszwecken bei. Dummerweise haben Sie im Untersuchungs- verfahren der Bundesstelle einige Sie eher belastende Äußerungen gemacht, weil die Vernehmungsatmosphäre sehr angenehm und „nobel“ war. Der Untersuchungs- führer der Bundesstelle war richtig nett. Er hatte Ihnen sogar Kaffee angeboten und erzählt, daß all das, was sie sagen, nicht gegen Sie verwertet werden darf. Sie hatten sich dann sozusagen „geoutet“ und ihm vertrauensvoll alles, was Sie wußten, erzählt. Der kurz danach erschei- nende P&I-Anwalt hatte zwar nur die Hände über dem Kopf zusammengeschlagen, aber da war’s schon geschehen.  Besser wäre es schon gewesen, wenn Sie einige Aussagen nicht gemacht hätten, auch für Ihren Reeder. Denn in Kenntnis ihrer nicht verwertbaren Aussage gibt es jetzt vor dem Arbeitsgericht und dem Landgericht im Kollisionsprozeß seltsame Beweisaufnah- men. Die nehmen Beweis auf über das, was Sie damals gesagt haben und was aus den Ermittlungsakten sowieso alle wissen. Es müssen nur alle so tun, als ob sie es nicht wüßten. Da verstehe einer die Justiz. Aber was sein muß, muß sein. Hauptsache, es dient der Ermittlung der Wahrheit.

Das Arbeitsgericht und das Landgericht sind zum Glück nicht an den Untersuchungsbericht der Bundesstelle gebunden. Deshalb kann Ihr Anwalt jetzt endlich alle Register seines Könnens ziehen und die von der Bundesstelle vernommenen Zeugen sehen „ganz alt“ aus, zumal die von der Bundesstelle nicht vernommenen, von Ihnen benannten Zeugen genau das Gegenteil erklären. Endlich widerfährt Ihnen Gerechtigkeit. Sowohl das Arbeitsgericht als auch das Landgericht zeigen, wie eine Beweisaufnahme durchzuführen und zu würdigen ist und kommen zu einem ganz anderen Ergebnis als die Bundesstelle.  Das hat Sie viel Zeit und Geld gekostet.

Die Bundesstelle interessiert das überhaupt nicht. Diese sollte sich zwar nicht deshalb von der uneingeschränkten Darstellung der Unfallursachen abhalten lassen, weil aus den Untersuchungsergebnissen Rückschlüsse auf ein schuldhaftes Verhalten oder eine haftungsrechtliche Verantwortung am Unfall Beteiligter  gezogen werden könnten. Das Ziel ihrer Untersuchungen war jedoch, durch die Untersuchung Kenntnisse für die Verbesserung der Sicherheit der Schifffahrt zu erlangen. Das „Nebenprodukt“ der Inzidententscheidung über Ihr Fehlverhalten war insoweit unbeachtlich, ob Ihnen das nun gefällt oder nicht. Sie können deshalb wohl auch keinen Amtshaftungsprozeß gegen die Bundesstelle führen, es sei denn ....(aber das würde hier zu weit führen).

XIV.  Vorzüge des Alternativentwurfes

1. Anders als der Regierungsentwurf eines SUG schafft der Alternativentwurf keine Mitwirkungs- und Verfahrensrechte sowie Rechtsbehelfs- möglichkeiten der Beteiligten ab, sondern erhält und stärkt diese (§ 6 Abs.2).

2. Der sog. „Internationale Standard“ und der „IMO-Wunsch-Standard“  IMO-Codes A.849(20) werden durch die Einarbeitung des IMO-Codes in den Alternativentwurf ohne Bezugnahme und Verwei- sungen erfüllt.
3. Der Alternativentwurf gestaltet das Bundesobersee- amt zu einer effektiven und unabhängigen, den künftigen  Anforderungen auch der internatio- nalen Zusammenarbeit gewachsenen Behörde  mit  einem hauptamtlichen Leiter um.

4. Der Alternativentwurf behält die sich aus einem sachkundigen Juristen als Seeamtsvorsitzenden, einem Kapitän als ständigen Beisitzer und sachkun- digen Praktikern als ehrenamtlichen  Beisitzern    zusammensetzenden, insbesondere für die fachge- rechte Beurteilung der menschlichen Einflußfak- toren für die Sicherheit auf See so wichtigen Untersuchungsausschüsse bei.

5. Im  Alternativentwurf wird das geltende SeeUG ohne einen „totalen Systembruch“ auf der Grundlage seiner  an der Küste weitgehend akzeptierten Rege- lungen  neuen Anforderungen angepaßt (§§ 11 ff).
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� 	Der Verfasser ist ehemaliger Nautiker (AG), als Segler Skipper und Abgeordneter der Einzelmitglie- der im Verband Deutscher Kapitäne und Schiffsoffi- ziere.


� 	Zustimmend der langjährige Vorsitzende des Bundes- oberseeamtes Herr MR a.D. Dr. Wilhelm Lampe in      einem Schreiben vom 18.05.2001; im Ergebnis gleicher Meinung, jedoch (ohne Formulierungs- vorschlag) für eine Änderung des § 24a SUG: Deutscher Verein für Internationales Seerecht (DVIS) in seiner Stellungnahme gegenüber dem BMVBW vom 15.09.2000 und Verband Deutscher Reeder (VDR) in seiner Stellungnahme gegenüber dem BMVBW vom Herbst 2000. 


� 	Hierfür sind sogar die Herren MR Werbke und


Dr.Steinicke sowie RD Scholz vom BMVBW sowie ein Untersuchungsführer der BFU zur Vorstellung des Regierungsentwurfes auf einer Veranstaltung der SPD am 22.05. nach Cuxhaven angereist. Auf Kosten der Steuerzahler? 


� 	Vergl. hierzu die Ausführungen des Verkehrsaus-


schusses des Bundesrates vom 25.04.2001, Druck- sache 248/01, Niederschrift 513.VK zu Top 2 - Be- gründung


� 	Anhang 2 unter Ziffern 1.3. und 1.4


� 	Abteilung LS 20/LS23 an Herrn Abteilungsleiter EW


� 	"Betr.: Notwendigkeit der Anpassung des deutschen


Seeunfalluntersuchungsrechts an den internationalen Standard"


� 	Vergleiche hierzu auch das im Internet unter 


� HYPERLINK http://www.sdn-web.de/aktuelles/aktuell/aktuellframe.htm ��www.sdn-web.de/aktuelles/aktuell/ aktuell-frame.htm� veröffentliche Schreiben der Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste (SDN) an Herrn Minister (a.D.) Klimmt vom 18.10.2000 und den Artikel im Flensburger Tageblatt vom 22.10.2000 mit dem ‚Titel „Vorwurf: Grobecker-Expertenrunde zur „Pallas“-Havarie war nicht unabhängig – Berlin beinflußte Kommission“).


� 	Schreiben vom 23.04.2001 - LS 20/00.03.06-7/01


� 	Anschreiben zum Referentenentwurf S.3 und 4


� 	Desgleichen im Regierungsentwurf  auf der Seite 73 


� 	Henriksen – „Neuordnung der Seeunfalluntersuchung


– Wie der Gesetzgeber ein bewährtes Verfahren handstreichartig abschaffen will“ – in TransportR  02000, 396 ff (Henriksen hat 1995 über eine seeunfall- untersuchungsrechtliche Thematik promoviert).


�    Vergl. die im Internet unter � HYPERLINK http://www.sdn-web.de/aktuelles/aktuell/aktuellframe.htm ��www.sdn-web.de/ aktu-


elles/aktuell/aktuellframe.htm�   veröffentlichte Kor-respondenz zwischen der SDN und dem  BMVBW. Die  SDN  ist  ein   überregionaler  Dachverband, welcher  Kommunen, Vereinen  und anderen Orga- nisationen als „Sprachrohr“ dient und vertritt ca. 200 Organisationen und  600  Einzelmitglieder.


� 	Die vor allem vom Verband Deutscher Reeder


(VDR)  kritisierte Verlagerung der Untersuchungs- kosten auf Beteiligte gem. § 24 FLUUG ist im Regierungsentwurf nicht mehr enthalten.


� 	 Drucksache 248/01, Niederschrift 513. VK zu Top 2; 


� 	Niederschrift 776. In vom 26.04.01 zu Top 13


� 	Drucksache 248/01 (Beschluss), abzurufen unter


 � HYPERLINK http://www.ra-paulsen.de ��www.ra-paulsen.de� 





� 	Dieser Vorschlag wurde in § 4 Abs.2 Ziffer 2 des


Alternativentwurfes aufgenommen 


� 	Dann wäre es sachgerecht, das Bundesoberseeamt als


Widerspruchsbehörde beizubehalten


� 	Hieraus ist m.E. die Schlußfolgerung zu ziehen, daß


das FLUUG dringend reformiert werden muß, damit auch dieses Verfahren künftig rechtsstaatlichen An- forderungen entspricht


� 	Im Ergebnis würde die Bundesstelle dann einen vor-


läufiger Bericht erstellen, welcher sodann auf dem Wege des rechtsstaatlichen Verfahrens der Ver- handlung vor dem Seeamt überprüft würde. Gegen den Spruch des Seeamtes wäre sodann wie bisher der Widerspruch (vor dem Bundesoberseeamt?) und ge- gen dessen Entscheidung wie bisher die Klage vor dem Verwaltungsgericht möglich.


� 	Vergl. § 7 Abs.5 Alternativentwurf; § 4 Abs.2 und 3


FLUUG; § 12 Abs.2 und 3 Regierungsentwurf 


� 	BGBl. I 1986, 860


� 	Diese Regelung entspricht der Regelung der Flug-


unfalluntersuchung gem. § 10 FLUUG.


� 	Vergl. hierzu die Fußnote zu § 7 Abs.2


� 	Vergl. hierzu historisch aufschlußreich die Ausfüh-


rungen von Unruh in seiner Dissertation "das Seeamtsverfahren", Greifswald 1992, S.98 bis 108 Werner v.


� 	vergleiche hierzu nachstehend V.-1. und 2.


� 	Vergleiche hierzu nachstehend V.-3.


� 	Vergl. hierzu Ipsen, Völkerrecht, 4.Auflage 1999, 


§ 9, Rdn.16


� 	Amtl. Begründung zu Art.3 Nr.4 des Ausführungs-


gesetzes Seerechtsübereinkommen 1982/1994, BT-Drucksache 13/193.


� 	Quelle: Angaben des Bundesoberseeamtes


� 	Amtsblatt der EG L 138/1 vom 01.06.1999


� 	BGBl. Teil I Nr. 34 vom 30.06.1999 S.1462 ff


� 	im Abschnitt D (Rechtsakte der EG) der Anlage zum


Schiffssicherheitsgesetz (BGBl. I 1998 S.2860, 2869) in der Fassung des Artikels 1 zu D. der 1. Schiffssi- cherheitsanpassungsverordnung (BGBl. I 1998, Seite 3013, 3019)


� 	Weshalb "vorbehaltlich"? Das BMVBW weist selbst


seit der Vorlage des Referentenentwurfs im Juli 2000 auf die Eilbedürftigkeit einer gesetzlichen Neure- gelung hin, erklärt aber am 23.04.2001 gegenüber der EU-Kommission, mit § 24a SeeUG habe im Prinzip eine den Anforderungen der Richtlinie 1999/35/EG entsprechende Regelung vorgelegen, nachdem aus dem Arbeitskreis Seeunfallluntersuchung des DVIS am 12.09.2000 vergeblich vorgeschlagen worden war, § 24a SeeUG entsprechend zu ergänzen (s.hierzu  cc.) und hh.). 


� 	Direktion G - Seevekehr - Sicherheit im Seeverkehr


� 	Schreiben vom 23.04.2001 - LS 20/00.03.06-7/01


� 	BGBl. 1998 I S.2860


� 	vergl. amtl. Begründung zum FLUUG - BT-Druck-


sache 13/10738 S.17 linke Spalte unten).


� 	Vergl. hierzu oben Ziffer I.


� 	abrufbar unter � HYPERLINK http://www.ra-paulsen.de/seeug.htm ��www.ra-paulsen.de/seeug.htm�


� 	Leiter der Marine Accident Investigation Branch UK,


derzeit Admiral Lang


� 	Begründung des Entwurfes eines 2. Seeschifffahrts- 


anpassungsgesetzes v. 13.02.20001, I., Allgemeiner Teil, I-1.a = S.47)


� 	Mitteilung Dänemarks an die EU-Kommission vom


06.04.2001 - vergl.  � HYPERLINK http://www.ra-paulsen.de/seeug.htm ��www.ra-paulsen.de/seeug.htm�








� 	Eine vergleichbare Dienstanweisung bzw. ein Erlaß 


des BMVBW an die Seeämter scheint nicht zu exis- tieren


� 	2000/0327 (COD)


� 	BGBl.1998 I S.2470


� 	Amtsblatt der EG Nr. L 319/14


� 	BT-Drucks. 13/10738


� 	amtl. Begr. Ziffer 1. und zu § 9 FLUUG


� 	amtl. Begründung zu §  17 FLUUG


� 	das IMO / ILO – Verfahren für die Untersuchung des 


menschlichen Verhaltens


� 	Vergl. hierzu III.-1.)


� 	Zu den künftigen Zusatzqualifikationen des Seeamts-


vorsitzenden vergl. § 10 Abs.1 Alternativentwurf


� 	Zu den  künftigen Anforderungen an die Qualifika-


tion der ehrenamtlichen Beisitzer vergl. § 10 Abs.4 Alternativentwurf


� 	s.o. VIII-2.-b)


� 	Seit 1986 sind bei 856 Seeamtsentscheidungen 180 


Widersprüche eingelegt worden, von denen 110 ver- handelt wurden. 45 % wurden zurückgewiesen; 30 % stattgegeben; 20 % teilweise abgeändert und 5 % auf- gehoben. 65 Widersprüche wurden zurückgenommen


� 	Gegen Entziehungen wurden seit 1986 insges. 17


Widersprüche eingelegt. In 11 Fällen bestätigte das Bundesoberseeamt die Sprüche der Seeämtert; in 6 Fällen wurde ein geringwertiger "Führerschein" zugelassen. In einem Fall erfolgte der Erstentzug durch das Bundesoberseeamt.


� 	Seit 1986 wurden 14 verwaltungsgerichtliche Klagen


erhoben und in allen Fällen abgewiesen. Zwei Ver- fahren sind noch anhängig.


� 	BVerwG 7 C 19/85 v. 17.07.87 in Buchholz 11 Art.


87 GG Nr.3 ; vergl. auch von Unruh, Das Seeamts- verfahren, Diss. Greifwald 1992, S.181; Henriksen, Seeunfalluntersuchung und Berechtigungsentzug, Diss. Hamburg 1995, S. 171.a1. 


� 	www.aaib.dedtr.gov.uk


� 	� HYPERLINK http://www.uscq.mil/d13/m/new-carissa/new-carissa-final- ��www.uscq.mil/d13/m/new-carissa/new-carissa-final-�


 rpt245ep.pdf


� 	vergl. § 21 Abs.1 SeeUG und § 27 Abs.1 Alternativ-


entwurf


� 	hierzu nachfolgend Buchstabe e.)


� 	vergl. hierzu nachstehend e.)


� 	BVerwG 7 C 19/85 v. 17.07.87 in Buchholz 11 Art.


87 GG Nr.3 ; vergl. auch von Unruh, Das Seeamts- verfahren, Diss. Greifwald 1992, S.147 und 181; Henriksen, Seeunfalluntersuchung und Berechti- gungsentzug, Diss. Hamburg 1995, S. 149 und 171; 


� 	Zur Luftunfalluntersuchung vergl. BverwG VII C


57.61 v. 20.07.62=DÖV 62, 704ff ; auch zur letztge- nannten Entscheidung Wendt, Über die Rechtsnatur der Untersuchungsberichte des Luftfahrtbundesamtes, DÖV 63, 89.


� 	BverwG - Gesch.-Z. 74-255/77 v. 25.04.77


� 	späterer langjähriger Vorsitzender des Bundes-


oberseeamtes und Gründungs- sowie Ehrenmitglied der MAIIF (Marine Accident Investigators Interna- tional Forum)


� 	Zur Verdeutlichung der „Gewichtung“ der jeweiligen


      Verfahrensanteile: 	


 	Im Zeitraum von 1986 bis 1999 gab es


Entscheidungen der Seeämter:						833


davon mit Berechtigungsentzug:		      		136


davon „ Alkoholkonsumentscheidungen“	  		  83


„normale“ Berechtigungsentzugsentscheidungen    53


hiervon  Sportboote  		                 1.7 % = 14





		hiervon Berufsschifffahrt		           4.7 % = 39


� 	Vergl. hierzu die Dissertation von Henriksen, Ham-


burg 1995, „Seeunfalluntersuchung und     Berechti- gungsentzug“ S. 45/46








